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Vorwort

Die neue Gesetzessammlung enthält das ZGB, das OR, das SchKG 
und die BV. 

Die Übersicht in den Umschlagsklappen erlaubt einen raschen 
Überblick sowie schnellen Zugriff auf den gewünschten Artikel. 
Die schlicht gehaltene Gestaltung lässt die Rechtssuchenden auf das 
Wesentliche fokussieren: die Gesetze. Alle Erlasse werden durch ein 
umfassendes Sachregister erschlossen.

Zur Textsammlung gibt es das eLehrmittel kostenlos dazu, das ne-
ben ZGB, OR, SchKG und BV auch das Strafgesetzbuch StGB ent-
hält. Das Suchen und Nachschlagen gelingt dort mühelos – dank 
interaktiver Inhaltsspalte, Volltextsuche und Direktzugriff auf die 
kompletten Rechtstexte. Zudem können die Artikel mit eigenen 
Markierungen und Notizen versehen werden. Alle Gesetzestexte 
sind auch offline in der App nutzbar. 

Bern, im Februar 2019

hep verlag ag
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Schweizerisches Zivilgesetzbuch

vom 10. Dezember 1907 (Stand am 1. Januar 2019)

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf Artikel 64 der Bundesverfassung1, nach Einsicht in 
eine Botschaft des Bundesrates vom 28. Mai 1904,

beschliesst:

Einleitung

Art. 1
1 Das Gesetz findet auf alle Rechtsfragen Anwendung, für die es 
nach Wortlaut oder Auslegung eine Bestimmung enthält.
2 Kann dem Gesetz keine Vorschrift entnommen werden, so soll 
das Gericht nach Gewohnheitsrecht und, wo auch ein solches fehlt, 
nach der Regel entscheiden, die es als Gesetzgeber aufstellen wür-
de.
3 Es folgt dabei bewährter Lehre und Überlieferung.

Art. 2
1 Jedermann hat in der Ausübung seiner Rechte und in der Erfül-
lung seiner Pflichten nach Treu und Glauben zu handeln.
2 Der offenbare Missbrauch eines Rechtes findet keinen Rechts-
schutz.

Art. 3
1 Wo das Gesetz eine Rechtswirkung an den guten Glauben einer 
Person geknüpft hat, ist dessen Dasein zu vermuten.
2 Wer bei der Aufmerksamkeit, wie sie nach den Umständen von 
ihm verlangt werden darf, nicht gutgläubig sein konnte, ist nicht 
berechtigt, sich auf den guten Glauben zu berufen.

1 [BS 1 3]. Dieser Bestimmung entspricht Artikel 122 der Bundesverfassung 
vom 18. April 1999 (SR 101).

A. Anwendung des Rechts

B. Inhalt der 
Rechtsverhältnisse

I. Handeln nach Treu und 
Glauben

II. Guter Glaube
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 Einleitung Art. 9 ZGB

Art. 4
Wo das Gesetz das Gericht auf sein Ermessen oder auf die Würdi-
gung der Umstände oder auf wichtige Gründe verweist, hat es seine 
Entscheidung nach Recht und Billigkeit zu treffen.

Art. 5
1 Soweit das Bundesrecht die Geltung kantonalen Rechtes vorbe-
hält, sind die Kantone befugt, zivilrechtliche Bestimmungen auf-
zustellen oder aufzuheben.
2 Wo das Gesetz auf die Übung oder den Ortsgebrauch verweist, 
gilt das bisherige kantonale Recht als deren Ausdruck, solange 
nicht eine abweichende Übung nachgewiesen ist.

Art. 6
1 Die Kantone werden in ihren öffentlich-rechtlichen Befugnissen 
durch das Bundeszivilrecht nicht beschränkt.
2 Sie können in den Schranken ihrer Hoheit den Verkehr mit ge-
wissen Arten von Sachen beschränken oder untersagen oder die 
Rechtsgeschäfte über solche Sachen als ungültig bezeichnen.

Art. 7
Die allgemeinen Bestimmungen des Obligationenrechtes über die 
Entstehung, Erfüllung und Aufhebung der Verträge finden auch 
Anwendung auf andere zivilrechtliche Verhältnisse.

Art. 8
Wo das Gesetz es nicht anders bestimmt, hat derjenige das Vorhan-
densein einer behaupteten Tatsache zu beweisen, der aus ihr Rechte 
ableitet.

Art. 9
1 Öffentliche Register und öffentliche Urkunden erbringen für die 
durch sie bezeugten Tatsachen vollen Beweis, solange nicht die 
Unrichtigkeit ihres Inhaltes nachgewiesen ist.
2 Dieser Nachweis ist an keine besondere Form gebunden.

Art. 10 … Aufgehoben

III. Gerichtliches 
Ermessen

C. Verhältnis zu den 
 Kantonen
I. Kantonales Zivilrecht 
und Ortsübung

II. Öffentliches Recht der 
Kantone

D. Allgemeine 
Bestimmungen des 
Obligationenrechtes

E. Beweisregeln

I. Beweislast

II. Beweis mit öffentlicher 
Urkunde
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ZGB Art. 11 Das Personenrecht

Erster Teil: Das Personenrecht

Erster Titel: Die natürlichen Personen

Erster Abschnitt: Das Recht der Persönlichkeit

Art. 11
1 Rechtsfähig ist jedermann.
2 Für alle Menschen besteht demgemäss in den Schranken der 
Rechtsordnung die gleiche Fähigkeit, Rechte und Pflichten zu haben.

Art. 12
Wer handlungsfähig ist, hat die Fähigkeit, durch seine Handlungen 
Rechte und Pflichten zu begründen.

Art. 13
Die Handlungsfähigkeit besitzt, wer volljährig und urteilsfähig ist.

Art. 14
Volljährig ist, wer das 18. Lebensjahr zurückgelegt hat.

Art. 15 … Aufgehoben

Art. 16
Urteilsfähig im Sinne dieses Gesetzes ist jede Person, der nicht 
wegen ihres Kindesalters, infolge geistiger Behinderung, psychi-
scher Störung, Rausch oder ähnlicher Zustände die Fähigkeit man-
gelt, vernunftgemäss zu handeln.

Art. 17
Handlungsunfähig sind urteilsunfähige Personen, Minderjährige 
sowie Personen unter umfassender Beistandschaft.

Art. 18
Wer nicht urteilsfähig ist, vermag unter Vorbehalt der gesetzlichen 
Ausnahmen durch seine Handlungen keine rechtliche Wirkung 
herbeizuführen.

A. Persönlichkeit im 
Allgemeinen

I. Rechtsfähigkeit

II. Handlungsfähigkeit

1. Inhalt

2. Voraussetzungen

a. Im Allgemeinen

b. Volljährigkeit

c. …

d. Urteilsfähigkeit

III. Handlungsunfähigkeit

1. Im Allgemeinen

2. Fehlen der 
Urteilsfähigkeit
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Die natürlichen Personen Art. 19c ZGB
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Art. 19
1 Urteilsfähige handlungsunfähige Personen können nur mit Zu-
stimmung ihres gesetzlichen Vertreters Verpflichtungen eingehen 
oder Rechte aufgeben.
2 Ohne diese Zustimmung vermögen sie Vorteile zu erlangen, die 
unentgeltlich sind, sowie geringfügige Angelegenheiten des tägli-
chen Lebens zu besorgen.
3 Sie werden aus unerlaubten Handlungen schadenersatzpflichtig.

Art. 19a
1 Sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt, kann der gesetzliche 
Vertreter die Zustimmung ausdrücklich oder stillschweigend im 
Voraus geben oder das Geschäft nachträglich genehmigen.
2 Der andere Teil wird frei, wenn die Genehmigung nicht inner-
halb einer angemessenen Frist erfolgt, die er selber ansetzt oder 
durch das Gericht ansetzen lässt.

Art. 19b
1 Erfolgt die Genehmigung des gesetzlichen Vertreters nicht, so 
kann jeder Teil die vollzogenen Leistungen zurückfordern. Die 
handlungsunfähige Person haftet jedoch nur insoweit, als die Leis-
tung in ihrem Nutzen verwendet worden ist oder als sie zur Zeit der 
Rückforderung noch bereichert ist oder sich böswillig der Berei-
cherung entäussert hat.
2 Hat die handlungsunfähige Person den andern Teil zur irrtüm-
lichen Annahme ihrer Handlungsfähigkeit verleitet, so ist sie ihm 
für den verursachten Schaden verantwortlich.

Art. 19c
1 Urteilsfähige handlungsunfähige Personen üben die Rechte, die 
ihnen um ihrer Persönlichkeit willen zustehen, selbstständig aus; 
vorbehalten bleiben Fälle, in welchen das Gesetz die Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters vorsieht.
2 Für urteilsunfähige Personen handelt der gesetzliche Vertreter, 
sofern nicht ein Recht so eng mit der Persönlichkeit verbunden ist, 
dass jede Vertretung ausgeschlossen ist.

3. Urteilsfähige 
handlungsunfähige 
Personen

a. Grundsatz

b. Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters

c. Fehlen der Zustimmung

4. Höchstpersönliche 
Rechte

LEX_Textsammlung-ZGB-OR_1A-2019_978-3-0355-1497-1.indb   37 01.03.2019   14:46:16

© Stämpfli Verlag AG  – Urheberrechtlich geschütztes Material – Jede Weitergabe an Dritte ist untersagt. 
Textsammlung ZBB/OR mit SchKG und BV, 2019



38

ZGB Art. 19d  Das Personenrecht

Art. 19d 
Die Handlungsfähigkeit kann durch eine Massnahme des Erwach-
senenschutzes eingeschränkt werden.

Art. 20 
1 Der Grad der Verwandtschaft bestimmt sich nach der Zahl der 
sie vermittelnden Geburten.
2 In gerader Linie sind zwei Personen miteinander verwandt, 
wenn die eine von der andern abstammt, und in der Seitenlinie, 
wenn sie von einer dritten Person abstammen und unter sich nicht 
in gerader Linie verwandt sind.

Art. 21
1 Wer mit einer Person verwandt ist, ist mit deren Ehegatten, de-
ren eingetragener Partnerin oder deren eingetragenem Partner in 
der gleichen Linie und in dem gleichen Grade verschwägert.
2 Die Schwägerschaft wird durch die Auflösung der Ehe oder der 
eingetragenen Partnerschaft, die sie begründet hat, nicht aufgeho-
ben.

Art. 22
1 Die Heimat einer Person bestimmt sich nach ihrem Bürgerrecht.
2 Das Bürgerrecht wird durch das öffentliche Recht bestimmt.
3 Wenn einer Person das Bürgerrecht an mehreren Orten zusteht, 
so ist für ihre Heimatangehörigkeit der Ort entscheidend, wo sie 
zugleich ihren Wohnsitz hat oder zuletzt gehabt hat, und mangels 
eines solchen Wohnsitzes der Ort, dessen Bürgerrecht von ihr oder 
ihren Vorfahren zuletzt erworben worden ist.

Art. 23
1 Der Wohnsitz einer Person befindet sich an dem Orte, wo sie sich 
mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält; der Aufenthalt 
zum Zweck der Ausbildung oder die Unterbringung einer Person 
in einer Erziehungs- oder Pflegeeinrichtung, einem Spital oder ei-
ner Strafanstalt begründet für sich allein keinen Wohnsitz.
2 Niemand kann an mehreren Orten zugleich seinen Wohnsitz 
haben.

IIIbis. Einschränkung der 
Handlungsfähigkeit

IV. Verwandtschaft und 
Schwägerschaft

1. Verwandtschaft

2. Schwägerschaft

V. Heimat und Wohnsitz

1. Heimatangehörigkeit

2. Wohnsitz

a. Begriff
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Die natürlichen Personen Art. 28 ZGB
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3 Die geschäftliche Niederlassung wird von dieser Bestimmung 
nicht betroffen.

Art. 24
1 Der einmal begründete Wohnsitz einer Person bleibt bestehen 
bis zum Erwerbe eines neuen Wohnsitzes.
2 Ist ein früher begründeter Wohnsitz nicht nachweisbar oder ist 
ein im Ausland begründeter Wohnsitz aufgegeben und in der 
Schweiz kein neuer begründet worden, so gilt der Aufenthaltsort 
als Wohnsitz.

Art. 25
1 Als Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Sorge gilt der Wohn-
sitz der Eltern oder, wenn die Eltern keinen gemeinsamen Wohn-
sitz haben, der Wohnsitz des Elternteils, unter dessen Obhut das 
Kind steht; in den übrigen Fällen gilt sein Aufenthaltsort als 
Wohnsitz.
2 Bevormundete Kinder haben ihren Wohnsitz am Sitz der Kin-
desschutzbehörde.

Art. 26
Volljährige unter umfassender Beistandschaft haben ihren Wohn-
sitz am Sitz der Erwachsenenschutzbehörde.

Art. 27
1 Auf die Rechts- und Handlungsfähigkeit kann niemand ganz 
oder zum Teil verzichten.
2 Niemand kann sich seiner Freiheit entäussern oder sich in ihrem 
Gebrauch in einem das Recht oder die Sittlichkeit verletzenden 
Grade beschränken.

Art. 28
1 Wer in seiner Persönlichkeit widerrechtlich verletzt wird, kann 
zu seinem Schutz gegen jeden, der an der Verletzung mitwirkt, das 
Gericht anrufen.
2 Eine Verletzung ist widerrechtlich, wenn sie nicht durch Einwil-
ligung des Verletzten, durch ein überwiegendes privates oder öf-
fentliches Interesse oder durch Gesetz gerechtfertigt ist.

b. Wechsel im Wohnsitz 
oder Aufenthalt

c. Wohnsitz Minderjähriger

d. Wohnsitz Volljähriger 
unter umfassender 
Beistandschaft

B. Schutz der 
Persönlichkeit
I. Vor übermässiger 
Bindung

II. Gegen Verletzungen

1. Grundsatz
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ZGB Art. 28a Das Personenrecht

Art. 28a
1 Der Kläger kann dem Gericht beantragen:

1. eine drohende Verletzung zu verbieten;
2. eine bestehende Verletzung zu beseitigen;
3. die Widerrechtlichkeit einer Verletzung festzustellen, wenn 

sich diese weiterhin störend auswirkt.
2 Er kann insbesondere verlangen, dass eine Berichtigung oder 
das Urteil Dritten mitgeteilt oder veröffentlicht wird.
3 Vorbehalten bleiben die Klagen auf Schadenersatz und Genugtu-
ung sowie auf Herausgabe eines Gewinns entsprechend den Be-
stimmungen über die Geschäftsführung ohne Auftrag.

Art. 28b
1 Zum Schutz gegen Gewalt, Drohungen oder Nachstellungen 
kann die klagende Person dem Gericht beantragen, der verletzen-
den Person insbesondere zu verbieten:

1. sich ihr anzunähern oder sich in einem bestimmten Umkreis 
ihrer Wohnung aufzuhalten;

2. sich an bestimmten Orten, namentlich bestimmten Strassen, 
Plätzen oder Quartieren, aufzuhalten; 

3. mit ihr Kontakt aufzunehmen, namentlich auf telefonischem, 
schriftlichem oder elektronischem Weg, oder sie in anderer 
Weise zu belästigen.

2 Lebt die klagende Person mit der verletzenden Person in einer 
Wohnung zusammen, so kann sie dem Gericht zudem beantragen, 
die verletzende Person für eine bestimmte Zeit aus der Wohnung 
auszuweisen. Aus wichtigen Gründen kann diese Frist einmal ver-
längert werden.
3 Das Gericht kann, sofern dies nach den gesamten Umständen als 
gerechtfertigt erscheint, der klagenden Person:

1. für die ausschliessliche Benützung der Wohnung eine ange-
messene Entschädigung der verletzenden Person auferlegen; 
oder 

2. mit Zustimmung des Vermieters die Rechte und Pflichten 
aus einem Mietvertrag allein übertragen.

4 Die Kantone bezeichnen eine Stelle, die im Krisenfall die sofor-
tige Ausweisung der verletzenden Person aus der gemeinsamen 
Wohnung verfügen kann, und regeln das Verfahren.

2. Klage

a. Im Allgemeinen

b. Gewalt, Drohungen oder 
Nachstellungen
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Die natürlichen Personen Art. 28k ZGB
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Art. 28c–28f … Aufgehoben

Art. 28g
1 Wer durch Tatsachendarstellungen in periodisch erscheinenden 
Medien, insbesondere Presse, Radio und Fernsehen, in seiner Per-
sönlichkeit unmittelbar betroffen ist, hat Anspruch auf Gegendar-
stellung.
2 Kein Anspruch auf Gegendarstellung besteht, wenn über öffent-
liche Verhandlungen einer Behörde wahrheitsgetreu berichtet wur-
de und die betroffene Person an den Verhandlungen teilgenommen 
hat.

Art. 28h
1 Der Text der Gegendarstellung ist in knapper Form auf den Ge-
genstand der beanstandeten Darstellung zu beschränken.
2 Die Gegendarstellung kann verweigert werden, wenn sie offen-
sichtlich unrichtig ist oder wenn sie gegen das Recht oder die guten 
Sitten verstösst.

Art. 28i
1 Der Betroffene muss den Text der Gegendarstellung innert 
20 Tagen, nachdem er von der beanstandeten Tatsachendarstellung 
Kenntnis erhalten hat, spätestens jedoch drei Monate nach der 
Verbreitung, an das Medienunternehmen absenden.
2 Das Medienunternehmen teilt dem Betroffenen unverzüglich 
mit, wann es die Gegendarstellung veröffentlicht oder weshalb es 
sie zurückweist.

Art. 28k
1 Die Gegendarstellung ist sobald als möglich zu veröffentlichen, 
und zwar so, dass sie den gleichen Personenkreis wie die beanstan-
dete Tatsachendarstellung erreicht.
2 Die Gegendarstellung ist als solche zu kennzeichnen; das Me-
dienunternehmen darf dazu nur die Erklärung beifügen, ob es an 
seiner Tatsachendarstellung festhält oder auf welche Quellen es 
sich stützt.
3 Die Veröffentlichung der Gegendarstellung erfolgt kostenlos.

3. …

4. Recht auf 
Gegendarstellung

a. Grundsatz

b. Form und Inhalt

c. Verfahren

d. Veröffentlichung
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ZGB Art. 28l Das Personenrecht

Art. 28l
1 Verhindert das Medienunternehmen die Ausübung des Gegen-
darstellungsrechts, verweigert es die Gegendarstellung oder veröf-
fentlicht es diese nicht korrekt, so kann der Betroffene das Gericht 
anrufen.
2, 3 und 4 … Aufgehoben

Art. 29
1 Wird jemandem die Führung seines Namens bestritten, so kann 
er auf Feststellung seines Rechtes klagen.
2 Wird jemand dadurch beeinträchtigt, dass ein anderer sich sei-
nen Namen anmasst, so kann er auf Unterlassung dieser Anmas-
sung sowie bei Verschulden auf Schadenersatz und, wo die Art der 
Beeinträchtigung es rechtfertigt, auf Leistung einer Geldsumme 
als Genugtuung klagen.

Art. 30
1 Die Regierung des Wohnsitzkantons kann einer Person die Ände-
rung des Namens bewilligen, wenn achtenswerte Gründe vorliegen.
2 … Aufgehoben
3 Wer durch Namensänderung verletzt wird, kann sie binnen Jah-
resfrist, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat, gerichtlich an-
fechten.

Art. 30a
Stirbt ein Ehegatte, so kann der andere, wenn er bei der Eheschlies-
sung seinen Namen geändert hat, jederzeit gegenüber der Zivil-
standsbeamtin oder dem Zivilstandsbeamten erklären, dass er 
wieder seinen Ledignamen tragen will.

Art. 31
1 Die Persönlichkeit beginnt mit dem Leben nach der vollendeten 
Geburt und endet mit dem Tode.
2 Vor der Geburt ist das Kind unter dem Vorbehalt rechtsfähig, 
dass es lebendig geboren wird.

e. Anrufung des Gerichts

III. Recht auf den Namen

1. Namensschutz

2. Namensänderung

a. Im Allgemeinen

b. Bei Tod eines Ehegatten

C. Anfang und Ende der 
Persönlichkeit

I. Geburt und Tod
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Die natürlichen Personen Art. 36 ZGB
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Art. 32
1 Wer zur Ausübung eines Rechtes sich darauf beruft, dass eine 
Person lebe oder gestorben sei oder zu einer bestimmten Zeit gelebt 
oder eine andere Person überlebt habe, hat hiefür den Beweis zu 
erbringen.
2 Kann nicht bewiesen werden, dass von mehreren gestorbenen 
Personen die eine die andere überlebt habe, so gelten sie als gleich-
zeitig gestorben.

Art. 33
1 Der Beweis für die Geburt oder den Tod einer Person wird mit 
den Zivilstandsurkunden geführt.
2 Fehlen solche oder sind die vorhandenen als unrichtig erwiesen, 
so kann der Beweis auf andere Weise erbracht werden.

Art. 34
Der Tod einer Person kann, auch wenn niemand die Leiche gesehen 
hat, als erwiesen betrachtet werden, sobald die Person unter Um-
ständen verschwunden ist, die ihren Tod als sicher erscheinen las-
sen.

Art. 35
1 Ist der Tod einer Person höchst wahrscheinlich, weil sie in hoher 
Todesgefahr verschwunden oder seit langem nachrichtlos abwe-
send ist, so kann sie das Gericht auf das Gesuch derer, die aus ih-
rem Tode Rechte ableiten, für verschollen erklären.
2 … Aufgehoben

Art. 36
1 Das Gesuch kann nach Ablauf von mindestens einem Jahre seit 
dem Zeitpunkte der Todesgefahr oder von fünf Jahren seit der letz-
ten Nachricht angebracht werden.
2 Das Gericht hat jedermann, der Nachrichten über den Ver-
schwundenen oder Abwesenden geben kann, in angemessener 
Weise öffentlich aufzufordern, sich binnen einer bestimmten Frist 
zu melden.
3 Diese Frist ist auf mindestens ein Jahr seit der erstmaligen Aus-
kündung anzusetzen.

II. Beweis

1. Beweislast

2. Beweismittel

a. Im Allgemeinen

b. Anzeichen des Todes

III. Verschollenerklärung

1. Im Allgemeinen

2. Verfahren
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ZGB Art. 37 Das Personenrecht

Art. 37
Meldet sich innerhalb der Frist der Verschwundene oder Abwesen-
de, oder laufen Nachrichten über ihn ein, oder wird der Zeitpunkt 
seines Todes nachgewiesen, so fällt das Gesuch dahin.

Art. 38
1 Läuft während der angesetzten Zeit keine Meldung ein, so wird 
der Verschwundene oder Abwesende für verschollen erklärt, und 
es können die aus seinem Tode abgeleiteten Rechte geltend gemacht 
werden, wie wenn der Tod bewiesen wäre.
2 Die Wirkung der Verschollenerklärung wird auf den Zeitpunkt 
der Todesgefahr oder der letzten Nachricht zurückbezogen.
3 Die Verschollenerklärung löst die Ehe auf.

Zweiter Abschnitt: Die Beurkundung des 
Personenstandes

Art. 39
1 Der Personenstand wird in einem elektronischen Register beur-
kundet (Personenstandsregister). 
2 Zum Personenstand gehören insbesondere:

1. die Zivilstandstatsachen wie die Geburt, die Heirat, die Be-
urkundung einer eingetragenen Partnerschaft, der Tod; 

2. die personen- und familienrechtliche Stellung wie die Voll-
jährigkeit, die Abstammung, die Ehe, die eingetragene Part-
nerschaft; 

3. die Namen;
4. die Kantons- und Gemeindebürgerrechte;
5. die Staatsangehörigkeit.

Art. 40
1 Der Bundesrat bestimmt die Personen und Behörden, die ver-
pflichtet sind, die zur Beurkundung des Personenstandes nötigen 
Angaben zu melden.
2 Er kann vorsehen, dass Verstösse gegen die Meldepflicht mit 
Busse geahndet werden.
3 … Aufgehoben

3. Wegfallen des Gesuches

4. Wirkung

A. Register

I. Allgemeines

II. Meldepflicht
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Die natürlichen Personen Art. 43a ZGB
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Art. 41
1 Wenn Angaben über den Personenstand durch Urkunden zu 
belegen sind, kann die kantonale Aufsichtsbehörde den Nachweis 
durch Abgabe einer Erklärung vor der Zivilstandsbeamtin oder 
dem Zivilstandsbeamten bewilligen, sofern es sich nach hinrei-
chenden Bemühungen als unmöglich oder unzumutbar erweist, 
die Urkunden zu beschaffen, und die Angaben nicht streitig sind.
2 Die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte ermahnt die 
erklärende Person zur Wahrheit und weist sie auf die Straffolgen 
einer falschen Erklärung hin.

Art. 42
1 Wer ein schützenswertes persönliches Interesse glaubhaft macht, 
kann beim Gericht auf Eintragung von streitigen Angaben über 
den Personenstand, auf Berichtigung oder auf Löschung einer Ein-
tragung klagen. Das Gericht hört die betroffenen kantonalen Auf-
sichtsbehörden an und stellt ihnen das Urteil zu.
2 Die kantonalen Aufsichtsbehörden sind ebenfalls klageberech-
tigt.

Art. 43
Die Zivilstandsbehörden beheben von Amtes wegen Fehler, die auf 
einem offensichtlichen Versehen oder Irrtum beruhen.

Art. 43a
1 Der Bundesrat sorgt auf dem Gebiet der Beurkundung des Per-
sonenstandes für den Schutz der Persönlichkeit und der Grund-
rechte der Personen, über die Daten bearbeitet werden.
2 Er regelt die Bekanntgabe von Daten an Private, die ein unmit-
telbares schutzwürdiges Interesse nachweisen können.
3 Er bestimmt die Behörden ausserhalb des Zivilstandswesens, 
denen die zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben nötigen Daten 
regelmässig oder auf Anfrage bekannt gegeben werden. Vorbehal-
ten bleiben die Vorschriften über die Bekanntgabe nach einem 
kantonalen Gesetz.
3bis Die Zivilstandsbehörden sind verpflichtet, alle Straftaten, die 
sie bei ihrer amtlichen Tätigkeit feststellen, der zuständigen Behör-
de anzuzeigen.

III. Nachweis nicht 
streitiger Angaben

IV. Bereinigung

1. Durch das Gericht

2. Durch die 
Zivilstandsbehörden

V. Datenschutz und 
Bekanntgabe der Daten
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ZGB Art. 43a Das Personenrecht

4 Auf Daten, die für die Überprüfung der Identität einer Person 
notwendig sind, haben im Abrufverfahren Zugriff:

1. die ausstellenden Behörden nach dem Bundesgesetz vom 
22. Juni 2001 über die Ausweise für Schweizer Staatsangehö-
rige;

2. die für die Führung des automatisierten Polizeifahndungs-
system nach Artikel 15 des Bundesgesetzes vom 13. Juni 2008 
über die polizeilichen Informationssysteme des Bundes zu-
ständige Stelle des Bundes und die Filtrierstellen der im 
Fahndungssystem ausschreibenden kantonalen und städti-
schen Polizeikorps;

3. die für die Führung des automatisierten Strafregisters nach 
Artikel 3592 des Strafgesetzbuches zuständige Stelle des Bun-
des;

4. die für die Nachforschungen nach vermissten Personen zu-
ständige Stelle des Bundes3;

5. der Nachrichtendienst des Bundes für das frühzeitige Erken-
nen und Verhindern von Bedrohungen für die innere oder 
äussere Sicherheit nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a des 
Nachrichtendienstgesetzes vom 25. September 2015.

 6. die für die Führung der kantonalen und kommunalen Ein-
wohnerregister nach dem Registerharmonisierungsgesetz 
vom 23. Juni 2006 zuständigen Behörden; 

7. die für die Führung des zentralen Versichertenregisters nach 
Artikel  71 Absatz  4 Buchstabe  a des Bundesgesetzes vom 
20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung zuständige Stelle des Bundes; 

8. die für die Führung des Auslandschweizerregisters nach 
Artikel  4 Absatz  1 des Bundesgesetzes vom 24. März 2000 
über die Bearbeitung von Personendaten im Eidgenössischen 
Departement für auswärtige Angelegenheiten zuständigen 
Stellen des Bundes.

2 Heute: Art. 365.
3 Zurzeit das Bundesamt für Polizei.
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Die natürlichen Personen Art. 45a ZGB
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Art. 44
1 Die Zivilstandsbeamtinnen und Zivilstandsbeamten erfüllen 
insbesondere folgende Aufgaben:

1. Sie führen die Register.
2. Sie erstellen die Mitteilungen und Auszüge.
3. Sie führen das Vorbereitungsverfahren der Eheschliessung 

durch und vollziehen die Trauung.
4. Sie nehmen Erklärungen zum Personenstand entgegen.

2 Der Bundesrat kann ausnahmsweise eine Vertreterin oder einen 
Vertreter der Schweiz im Ausland mit diesen Aufgaben betrauen.

Art. 45
1 Jeder Kanton bestellt die Aufsichtsbehörde.
2 Diese Behörde erfüllt insbesondere folgende Aufgaben:

1. Sie beaufsichtigt die Zivilstandsämter.
2. Sie unterstützt und berät die Zivilstandsämter.
3. Sie wirkt bei der Registerführung und beim Vorbereitungs-

verfahren der Eheschliessung mit.
4. Sie erlässt Verfügungen über die Anerkennung und die Ein-

tragung im Ausland eingetretener Zivilstandstatsachen so-
wie ausländischer Entscheidungen, die den Personenstand 
betreffen.

5. Sie sorgt für die Aus- und Weiterbildung der im Zivilstands-
wesen tätigen Personen.

3 Der Bund übt die Oberaufsicht aus. Er kann gegen Verfügungen 
der Zivilstandsbeamtinnen und Zivilstandsbeamten sowie der 
Aufsichtsbehörden die kantonalen Rechtsmittel einlegen.

Art. 45a
1 Der Bund betreibt und entwickelt für die Führung des Personen-
standsregisters ein zentrales Personen-Informationssystem. 
2 Er trägt die Betriebs- und die Entwicklungskosten. 
3 Die Kantone bezahlen dem Bund jährlich eine Gebühr für die 
Anwendung des Systems für Zwecke des Zivilstandswesens. 
4 Der Bund bezieht die Kantone in die Entwicklung des Systems 
ein. Er unterstützt sie fachlich bei dessen Anwendung. 

B. Organisation

I. Zivilstandsbehörden

1. Zivilstandsbeamtinnen 
und Zivilstandsbeamte

2. Aufsichtsbehörden

Ia. Zentrales  
Personen-
Informationssystem
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ZGB Art. 46 Das Personenrecht

5 Der Bundesrat regelt unter Mitwirkung der Kantone: 
1. die Einzelheiten des Einbezuges der Kantone in die Entwick-

lung des Systems; 
2. die Höhe der Gebühr der Kantone für die Anwendung; 
3. die Zugriffsrechte der Zivilstandsbehörden und der weiteren 

Stellen, die Zugriff haben; 
4. die betriebliche Zusammenarbeit zwischen Bund und Kan-

tonen; 
5. die zur Sicherstellung des Datenschutzes und der Datensi-

cherheit erforderlichen technischen und organisatorischen 
Massnahmen; 

6. die Archivierung der Daten. 
6 Er kann vorsehen, dass Kosten von Dienstleistungen für Dritte 
für Zwecke ausserhalb des Zivilstandswesens diesen Dritten in 
Rechnung gestellt werden. 

Art. 46
1 Wer durch die im Zivilstandswesen tätigen Personen in Aus-
übung ihrer amtlichen Tätigkeit widerrechtlich verletzt wird, hat 
Anspruch auf Schadenersatz und, wo die Schwere der Verletzung es 
rechtfertigt, auf Genugtuung.
2 Haftbar ist der Kanton; er kann auf die Personen, welche die 
Verletzung absichtlich oder grobfahrlässig verursacht haben, 
Rückgriff nehmen.
3 Auf Personen, die vom Bund angestellt sind, findet das Verant-
wortlichkeitsgesetz vom 14. März 1958 Anwendung.

Art. 47
1 Vorsätzliche oder fahrlässige Amtspflichtverletzungen der auf 
den Zivilstandsämtern tätigen Personen werden von der kantona-
len Aufsichtsbehörde mit Disziplinarmassnahmen geahndet.
2 Die Disziplinarmassnahme besteht in einem Verweis, in Busse 
bis zu 1000 Franken oder, in schweren Fällen, in Amtsenthebung.
3 Vorbehalten bleibt die strafrechtliche Verfolgung.

Art. 48
1 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen.
2 Er regelt namentlich:

II. Haftung

III. Disziplinar-
massnahmen

C. Ausführungs-
bestimmungen
I. Bundesrecht
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1. die zu führenden Register und die einzutragenden Angaben;
2. die Verwendung der Versichertennummer nach Artikel 50c 

des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung zum Zweck des elektroni-
schen Datenaustauschs zwischen amtlichen Personenregis-
tern;

3. die Registerführung;
4. die Aufsicht.

3 Zur Sicherstellung eines fachlich zuverlässigen Vollzugs kann 
der Bundesrat Mindestanforderungen an die Aus- und Weiterbil-
dung der im Zivilstandswesen tätigen Personen sowie an den Be-
schäftigungsgrad der Zivilstandsbeamtinnen und Zivilstandsbe-
amten erlassen.
4 Er legt die im Zivilstandswesen zu erhebenden Gebühren fest.
5 Er bestimmt, unter welchen Voraussetzungen es zulässig ist, auf 
elektronischem Weg:

1. Zivilstandsfälle zu melden;
2. Erklärungen zum Personenstand abzugeben;
3. Mitteilungen und Registerauszüge zuzustellen.

Art. 49
1 Die Kantone legen die Zivilstandskreise fest.
2 Sie erlassen im Rahmen des Bundesrechts die nötigen Ausfüh-
rungsbestimmungen.
3 Die kantonalen Vorschriften, ausgenommen diejenigen über die 
Besoldung der im Zivilstandswesen tätigen Personen, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Bundes.

Art. 50 und 51 … Aufgehoben

Zweiter Titel: Die juristischen Personen

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 52
1 Die körperschaftlich organisierten Personenverbindungen und 
die einem besondern Zwecke gewidmeten und selbständigen An-

II. Kantonales Recht

A. Persönlichkeit
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ZGB Art. 53 Das Personenrecht

stalten erlangen das Recht der Persönlichkeit durch die Eintragung 
in das Handelsregister.
2 Keiner Eintragung bedürfen die öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften und Anstalten sowie die Vereine, die nicht wirtschaftliche 
Zwecke verfolgen.
3 Personenverbindungen und Anstalten zu unsittlichen oder wi-
derrechtlichen Zwecken können das Recht der Persönlichkeit nicht 
erlangen.

Art. 53
Die juristischen Personen sind aller Rechte und Pflichten fähig, die 
nicht die natürlichen Eigenschaften des Menschen, wie das Ge-
schlecht, das Alter oder die Verwandtschaft zur notwendigen Vor-
aussetzung haben.

Art. 54
Die juristischen Personen sind handlungsfähig, sobald die nach 
Gesetz und Statuten hiefür unentbehrlichen Organe bestellt sind.

Art. 55
1 Die Organe sind berufen, dem Willen der juristischen Person 
Ausdruck zu geben.
2 Sie verpflichten die juristische Person sowohl durch den Ab-
schluss von Rechtsgeschäften als durch ihr sonstiges Verhalten.
3 Für ihr Verschulden sind die handelnden Personen ausserdem 
persönlich verantwortlich.

Art. 56
Der Sitz der juristischen Personen befindet sich, wenn ihre Statuten 
es nicht anders bestimmen, an dem Orte, wo ihre Verwaltung ge-
führt wird.

Art. 57
1 Wird eine juristische Person aufgehoben, so fällt ihr Vermögen, 
wenn das Gesetz, die Statuten, die Stiftungsurkunde oder die zu-
ständigen Organe es nicht anders bestimmen, an das Gemeinwesen 
(Bund, Kanton, Gemeinde), dem sie nach ihrer Bestimmung ange-
hört hat.

B. Rechtsfähigkeit

C. Handlungsfähigkeit

I. Voraussetzung

II. Betätigung

D. Sitz

E. Aufhebung

I. Vermögensverwendung
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2 Das Vermögen ist dem bisherigen Zwecke möglichst entspre-
chend zu verwenden.
3 Wird eine juristische Person wegen Verfolgung unsittlicher oder 
widerrechtlicher Zwecke aufgehoben, so fällt das Vermögen an das 
Gemeinwesen, auch wenn etwas anderes bestimmt worden ist.

Art. 58
Das Verfahren bei der Liquidation des Vermögens der juristischen 
Personen richtet sich nach den Vorschriften, die für die Genossen-
schaften aufgestellt sind.

Art. 59
1 Für die öffentlich-rechtlichen und kirchlichen Körperschaften 
und Anstalten bleibt das öffentliche Recht des Bundes und der 
Kantone vorbehalten.
2 Personenverbindungen, die einen wirtschaftlichen Zweck verfol-
gen, stehen unter den Bestimmungen über die Gesellschaften und 
Genossenschaften.
3 Allmendgenossenschaften und ähnliche Körperschaften verblei-
ben unter den Bestimmungen des kantonalen Rechtes.

Zweiter Abschnitt: Die Vereine

Art. 60
1 Vereine, die sich einer politischen, religiösen, wissenschaftli-
chen, künstlerischen, wohltätigen, geselligen oder andern nicht 
wirtschaftlichen Aufgabe widmen, erlangen die Persönlichkeit, 
sobald der Wille, als Körperschaft zu bestehen, aus den Statuten 
ersichtlich ist.
2 Die Statuten müssen in schriftlicher Form errichtet sein und 
über den Zweck des Vereins, seine Mittel und seine Organisation 
Aufschluss geben.

Art. 61
1 Sind die Vereinsstatuten angenommen und ist der Vorstand be-
stellt, so ist der Verein befugt, sich in das Handelsregister eintragen 
zu lassen.
2 Der Verein ist zur Eintragung verpflichtet, wenn er:

II. Liquidation

F. Vorbehalt des 
öffentlichen und des 
Gesellschafts- und 
Genossenschaftsrechtes

A. Gründung

I. Körperschaftliche 
Personenverbindung

II. Eintragung ins 
Handelsregister

LEX_Textsammlung-ZGB-OR_1A-2019_978-3-0355-1497-1.indb   51 01.03.2019   14:46:17

© Stämpfli Verlag AG  – Urheberrechtlich geschütztes Material – Jede Weitergabe an Dritte ist untersagt. 
Textsammlung ZBB/OR mit SchKG und BV, 2019



52

ZGB Art. 62 Das Personenrecht

1. für seinen Zweck ein nach kaufmännischer Art geführtes 
Gewerbe betreibt;

2. revisionspflichtig ist.
3 Der Anmeldung sind die Statuten und das Verzeichnis der Vor-
standsmitglieder beizufügen.

Art. 62
Vereine, denen die Persönlichkeit nicht zukommt, oder die sie 
noch nicht erlangt haben, sind den einfachen Gesellschaften 
gleichgestellt.

Art. 63
1 Soweit die Statuten über die Organisation und über das Verhält-
nis des Vereins zu seinen Mitgliedern keine Vorschriften aufstel-
len, finden die nachstehenden Bestimmungen Anwendung.
2 Bestimmungen, deren Anwendung von Gesetzes wegen vorge-
schrieben ist, können durch die Statuten nicht abgeändert werden.

Art. 64
1 Die Versammlung der Mitglieder bildet das oberste Organ des 
Vereins.
2 Sie wird vom Vorstand einberufen.
3 Die Einberufung erfolgt nach Vorschrift der Statuten und über-
dies von Gesetzes wegen, wenn ein Fünftel der Mitglieder die Ein-
berufung verlangt.

Art. 65
1 Die Vereinsversammlung beschliesst über die Aufnahme und 
den Ausschluss von Mitgliedern, wählt den Vorstand und entschei-
det in allen Angelegenheiten, die nicht andern Organen des Ver-
eins übertragen sind.
2 Sie hat die Aufsicht über die Tätigkeit der Organe und kann sie 
jederzeit abberufen, unbeschadet der Ansprüche, die den Abberu-
fenen aus bestehenden Verträgen zustehen.
3 Das Recht der Abberufung besteht, wenn ein wichtiger Grund 
sie rechtfertigt, von Gesetzes wegen.

III. Vereine ohne 
Persönlichkeit

IV. Verhältnis der Statuten 
zum Gesetz

B. Organisation

I. Vereinsversammlung

1. Bedeutung und 
Einberufung

2. Zuständigkeit
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Art. 66
1 Vereinsbeschlüsse werden von der Vereinsversammlung gefasst.
2 Die schriftliche Zustimmung aller Mitglieder zu einem Antrag 
ist einem Beschlusse der Vereinsversammlung gleichgestellt.

Art. 67
1 Alle Mitglieder haben in der Vereinsversammlung das gleiche 
Stimmrecht.
2 Die Vereinsbeschlüsse werden mit Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Mitglieder gefasst.
3 Über Gegenstände, die nicht gehörig angekündigt sind, darf ein 
Beschluss nur dann gefasst werden, wenn die Statuten es ausdrück-
lich gestatten.

Art. 68
Jedes Mitglied ist von Gesetzes wegen vom Stimmrechte ausge-
schlossen bei der Beschlussfassung über ein Rechtsgeschäft oder 
einen Rechtsstreit zwischen ihm, seinem Ehegatten oder einer mit 
ihm in gerader Linie verwandten Person einerseits und dem Verei-
ne anderseits.

Art. 69
Der Vorstand hat das Recht und die Pflicht, nach den Befugnissen, 
die die Statuten ihm einräumen, die Angelegenheiten des Vereins 
zu besorgen und den Verein zu vertreten.

Art. 69a
Der Vorstand führt die Geschäftsbücher des Vereins. Die Vor-
schriften des Obligationenrechts über die kaufmännische Buch-
führung und Rechnungslegung gelten sinngemäss.

Art. 69b
1 Der Verein muss seine Buchführung durch eine Revisionsstelle 
ordentlich prüfen lassen, wenn zwei der nachstehenden Grössen in 
zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschritten werden:

1. Bilanzsumme von 10 Millionen Franken;
2. Umsatzerlös von 20 Millionen Franken;
3. 50 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt.

3. Vereinsbeschluss

a. Beschlussfassung

b. Stimmrecht und 
Mehrheit

c. Ausschliessung vom 
Stimmrecht

II. Vorstand

1. Rechte und Pflichten im 
Allgemeinen

2. Buchführung

III. Revisionsstelle
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2 Der Verein muss seine Buchführung durch eine Revisionsstelle 
eingeschränkt prüfen lassen, wenn ein Vereinsmitglied, das einer 
persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegt, dies 
verlangt.
3 Die Vorschriften des Obligationenrechts über die Revisionsstelle 
bei Aktiengesellschaften sind entsprechend anwendbar.
4 In den übrigen Fällen sind die Statuten und die Vereinsver-
sammlung in der Ordnung der Revision frei.

Art. 69c
1 Fehlt dem Verein eines der vorgeschriebenen Organe, so kann 
ein Mitglied oder ein Gläubiger dem Gericht beantragen, die erfor-
derlichen Massnahmen zu ergreifen.
2 Das Gericht kann dem Verein insbesondere eine Frist zur Wie-
derherstellung des rechtmässigen Zustandes ansetzen und, wenn 
nötig, einen Sachwalter ernennen.
3 Der Verein trägt die Kosten der Massnahmen. Das Gericht kann 
den Verein verpflichten, den ernannten Personen einen Vorschuss 
zu leisten.
4 Liegt ein wichtiger Grund vor, so kann der Verein vom Gericht 
die Abberufung von Personen verlangen, die dieses eingesetzt hat.

Art. 70
1 Der Eintritt von Mitgliedern kann jederzeit erfolgen.
2 Der Austritt ist von Gesetzes wegen zulässig, wenn er mit Beob-
achtung einer halbjährigen Frist auf das Ende des Kalenderjahres 
oder, wenn eine Verwaltungsperiode vorgesehen ist, auf deren 
Ende angesagt wird.
3 Die Mitgliedschaft ist weder veräusserlich noch vererblich.

Art. 71
Beiträge können von den Mitgliedern verlangt werden, sofern die 
Statuten dies vorsehen.

Art. 72
1 Die Statuten können die Gründe bestimmen, aus denen ein Mit-
glied ausgeschlossen werden darf, sie können aber auch die Aus-
schliessung ohne Angabe der Gründe gestatten.

IV. Mängel in der 
Organisation

C. Mitgliedschaft

I. Ein- und Austritt

II. Beitragspflicht

III. Ausschliessung
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2 Eine Anfechtung der Ausschliessung wegen ihres Grundes ist in 
diesen Fällen nicht statthaft.
3 Enthalten die Statuten hierüber keine Bestimmung, so darf die 
Ausschliessung nur durch Vereinsbeschluss und aus wichtigen 
Gründen erfolgen.

Art. 73
1 Mitglieder, die austreten oder ausgeschlossen werden, haben auf 
das Vereinsvermögen keinen Anspruch.
2 Für die Beiträge haften sie nach Massgabe der Zeit ihrer Mit-
gliedschaft.

Art. 74
Eine Umwandlung des Vereinszweckes kann keinem Mitgliede 
aufgenötigt werden.

Art. 75
Beschlüsse, die das Gesetz oder die Statuten verletzen, kann jedes 
Mitglied, das nicht zugestimmt hat, von Gesetzes wegen binnen 
Monatsfrist, nachdem es von ihnen Kenntnis erhalten hat, beim 
Gericht anfechten.

Art. 75a
Für die Verbindlichkeiten des Vereins haftet das Vereinsvermögen. 
Es haftet ausschliesslich, sofern die Statuten nichts anderes bestim-
men.

Art. 76
Die Auflösung des Vereins kann jederzeit durch Vereinsbeschluss 
herbeigeführt werden.

Art. 77
Die Auflösung erfolgt von Gesetzes wegen, wenn der Verein zah-
lungsunfähig ist, sowie wenn der Vorstand nicht mehr statutenge-
mäss bestellt werden kann.

IV. Stellung 
ausgeschiedener 
Mitglieder

V. Schutz des 
Vereinszweckes

VI. Schutz der 
Mitgliedschaft

Cbis. Haftung

D. Auflösung

I. Auflösungsarten

1. Vereinsbeschluss

2. Von Gesetzes wegen
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Art. 78
Die Auflösung erfolgt durch das Gericht auf Klage der zuständigen 
Behörde oder eines Beteiligten, wenn der Zweck des Vereins wider-
rechtlich oder unsittlich ist.

Art. 79
Ist der Verein im Handelsregister eingetragen, so hat der Vorstand 
oder das Gericht dem Registerführer die Auflösung behufs Lö-
schung des Eintrages mitzuteilen.

Dritter Abschnitt: Die Stiftungen

Art. 80
Zur Errichtung einer Stiftung bedarf es der Widmung eines Ver-
mögens für einen besondern Zweck.

Art. 81
1 Die Stiftung wird durch eine öffentliche Urkunde oder durch 
eine Verfügung von Todes wegen errichtet.
2 Die Eintragung in das Handelsregister erfolgt auf Grund der 
Stiftungsurkunde und nötigenfalls nach Anordnung der Aufsichts-
behörde unter Angabe der Mitglieder der Verwaltung.
3 Die Behörde, welche die Verfügung von Todes wegen eröffnet, 
teilt dem Handelsregisterführer die Errichtung der Stiftung mit.

Art. 82
Eine Stiftung kann von den Erben oder den Gläubigern des Stifters 
gleich einer Schenkung angefochten werden.

Art. 83
Die Organe der Stiftung und die Art der Verwaltung werden durch 
die Stiftungsurkunde festgestellt.

Art. 83a
Das oberste Stiftungsorgan führt die Geschäftsbücher der Stiftung. 
Die Vorschriften des Obligationenrechts über die kaufmännische 
Buchführung und Rechnungslegung gelten sinngemäss.

3. Urteil

II. Löschung des 
Registereintrages

A. Errichtung

I. Im Allgemeinen

II. Form der Errichtung

III. Anfechtung

B. Organisation

I. Im Allgemeinen

II. Buchführung
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Art. 83b
1 Das oberste Stiftungsorgan bezeichnet eine Revisionsstelle.
2 Die Aufsichtsbehörde kann eine Stiftung von der Pflicht befrei-
en, eine Revisionsstelle zu bezeichnen. Der Bundesrat legt die Vor-
aussetzungen der Befreiung fest.
3 Soweit für Stiftungen keine besonderen Vorschriften bestehen, 
sind die Vorschriften des Obligationenrechts über die Revisions-
stelle bei Aktiengesellschaften entsprechend anwendbar.
4 Ist die Stiftung zu einer eingeschränkten Revision verpflichtet, 
so kann die Aufsichtsbehörde eine ordentliche Revision verlangen, 
wenn dies für die zuverlässige Beurteilung der Vermögens- und 
Ertragslage der Stiftung notwendig ist.

Art. 83c
Die Revisionsstelle übermittelt der Aufsichtsbehörde eine Kopie 
des Revisionsberichts sowie aller wichtigen Mitteilungen an die 
Stiftung.

Art. 83d
1 Ist die vorgesehene Organisation nicht genügend, fehlt der Stif-
tung eines der vorgeschriebenen Organe oder ist eines dieser Orga-
ne nicht rechtmässig zusammengesetzt, so muss die Aufsichtsbe-
hörde die erforderlichen Massnahmen ergreifen. Sie kann 
insbesondere:

1. der Stiftung eine Frist ansetzen, binnen derer der rechtmäs-
sige Zustand wieder herzustellen ist; oder

2. das fehlende Organ oder einen Sachwalter ernennen.
2 Kann eine zweckdienliche Organisation nicht gewährleistet wer-
den, so hat die Aufsichtsbehörde das Vermögen einer anderen 
Stiftung mit möglichst gleichartigem Zweck zuzuwenden.
3 Die Stiftung trägt die Kosten der Massnahmen. Die Aufsichtsbe-
hörde kann die Stiftung verpflichten, den ernannten Personen ei-
nen Vorschuss zu leisten.
4 Liegt ein wichtiger Grund vor, so kann die Stiftung von der Auf-
sichtsbehörde die Abberufung von Personen verlangen, die diese 
eingesetzt hat.

III. Revisionsstelle

1. Revisionspflicht und 
anwendbares Recht

2. Verhältnis zur 
Aufsichtsbehörde

IV. Mängel in der 
Organisation
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Art. 84
1 Die Stiftungen stehen unter der Aufsicht des Gemeinwesens 
(Bund, Kanton, Gemeinde), dem sie nach ihrer Bestimmung ange-
hören.
1bis Die Kantone können die ihren Gemeinden angehörenden Stif-
tungen der kantonalen Aufsichtsbehörde unterstellen.
2 Die Aufsichtsbehörde hat dafür zu sorgen, dass das Stiftungsver-
mögen seinen Zwecken gemäss verwendet wird.

Art. 84a
1 Besteht begründete Besorgnis, dass die Stiftung überschuldet ist 
oder ihre Verbindlichkeiten längerfristig nicht mehr erfüllen kann, 
so stellt das oberste Stiftungsorgan auf Grund der Veräusserungs-
werte eine Zwischenbilanz auf und legt sie der Revisionsstelle zur 
Prüfung vor. Verfügt die Stiftung über keine Revisionsstelle, so legt 
das oberste Stiftungsorgan die Zwischenbilanz der Aufsichtsbehör-
de vor.
2 Stellt die Revisionsstelle fest, dass die Stiftung überschuldet ist 
oder ihre Verbindlichkeiten längerfristig nicht erfüllen kann, so 
legt sie die Zwischenbilanz der Aufsichtsbehörde vor.
3 Die Aufsichtsbehörde hält das oberste Stiftungsorgan zur Einlei-
tung der erforderlichen Massnahmen an. Bleibt dieses untätig, so 
trifft die Aufsichtsbehörde die nötigen Massnahmen.
4 Nötigenfalls beantragt die Aufsichtsbehörde vollstreckungs-
recht liche Massnahmen; die aktienrechtlichen Bestimmungen 
über die Eröffnung oder den Aufschub des Konkurses sind sinnge-
mäss anwendbar.

Art. 84b … Aufgehoben

Art. 85
Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde kann auf Antrag der 
Aufsichtsbehörde und nach Anhörung des obersten Stiftungsor-
gans die Organisation der Stiftung ändern, wenn die Erhaltung des 
Vermögens oder die Wahrung des Stiftungszwecks die Änderung 
dringend erfordert.

C. Aufsicht

Cbis. Massnahmen bei 
Überschuldung und 

Zahlungsunfähigkeit

D. Umwandlung der 
Stiftung

I. Änderung der 
Organisation
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Art. 86
1 Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde kann auf Antrag 
der Aufsichtsbehörde oder des obersten Stiftungsorgans den Zweck 
der Stiftung ändern, wenn deren ursprünglicher Zweck eine ganz 
andere Bedeutung oder Wirkung erhalten hat, so dass die Stiftung 
dem Willen des Stifters offenbar entfremdet worden ist.
2 Unter den gleichen Voraussetzungen können Auflagen oder Be-
dingungen, die den Stiftungszweck beeinträchtigen, aufgehoben 
oder abgeändert werden.

Art. 86a
1 Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde ändert den Zweck 
einer Stiftung auf Antrag des Stifters oder auf Grund von dessen 
Verfügung von Todes wegen, wenn in der Stiftungsurkunde eine 
Zweckänderung vorbehalten worden ist und seit der Errichtung 
der Stiftung oder seit der letzten vom Stifter verlangten Änderung 
mindestens zehn Jahre verstrichen sind.
2 Verfolgt die Stiftung einen öffentlichen oder gemeinnützigen 
Zweck nach Artikel  56 Buchstabe g des Bundesgesetzes vom 14. 
Dezember 1990 über die direkte Bundessteuer, so muss der geän-
derte Zweck ebenfalls öffentlich oder gemeinnützig sein.
3 Das Recht auf Änderung des Stiftungszwecks ist unvererblich 
und unübertragbar. Ist der Stifter eine juristische Person, so er-
lischt dieses Recht spätestens 20 Jahre nach der Errichtung der 
Stiftung.
4 Haben mehrere Personen die Stiftung errichtet, so können sie die 
Änderung des Stiftungszwecks nur gemeinsam verlangen.
5 Die Behörde, welche die Verfügung von Todes wegen eröffnet, 
teilt der zuständigen Aufsichtsbehörde die Anordnung zur Ände-
rung des Stiftungszwecks mit.

Art. 86b
Die Aufsichtsbehörde kann nach Anhörung des obersten Stif-
tungsorgans unwesentliche Änderungen der Stiftungsurkunde 
vornehmen, sofern dies aus triftigen sachlichen Gründen als gebo-
ten erscheint und keine Rechte Dritter beeinträchtigt.

II. Änderung des Zwecks

1. Auf Antrag der 
Aufsichtsbehörde oder des 
obersten Stiftungsorgans

2. Auf Antrag des Stifters 
oder auf Grund seiner 
Verfügung von Todes 
wegen

III. Unwesentliche 
Änderungen der 
Stiftungsurkunde
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ZGB Art. 87 Das Personenrecht

Art. 87
1 Die Familienstiftungen und die kirchlichen Stiftungen sind un-
ter Vorbehalt des öffentlichen Rechtes der Aufsichtsbehörde nicht 
unterstellt.
1bis Sie sind von der Pflicht befreit, eine Revisionsstelle zu bezeich-
nen.
2 Über Anstände privatrechtlicher Natur entscheidet das Gericht.

Art. 88
1 Die zuständige Bundes- oder Kantonsbehörde hebt die Stiftung 
auf Antrag oder von Amtes wegen auf, wenn:

1. deren Zweck unerreichbar geworden ist und die Stiftung 
durch eine Änderung der Stiftungsurkunde nicht aufrechter-
halten werden kann; oder

2. deren Zweck widerrechtlich oder unsittlich geworden ist.
2 Familienstiftungen und kirchliche Stiftungen werden durch das 
Gericht aufgehoben.

Art. 89
1 Zur Antragsstellung oder zur Klage auf Aufhebung der Stiftung 
berechtigt ist jede Person, die ein Interesse hat.
2 Die Aufhebung ist dem Registerführer zur Löschung des Ein-
trags anzumelden.

Art. 89a
1 Für Personalfürsorgeeinrichtungen, die gemäss Artikel 331 des 
Obligationenrechts in Form der Stiftung errichtet worden sind, 
gelten überdies noch folgende Bestimmungen.
2 Die Stiftungsorgane haben den Begünstigten über die Organisa-
tion, die Tätigkeit und die Vermögenslage der Stiftung den erfor-
derlichen Aufschluss zu erteilen.
3 Leisten die Arbeitnehmer Beiträge an die Stiftung, so sind sie an 
der Verwaltung wenigstens nach Massgabe dieser Beiträge zu be-
teiligen; soweit möglich haben die Arbeitnehmer ihre Vertretung 
aus dem Personal des Arbeitgebers zu wählen.
4 … Aufgehoben
5 Die Begünstigten können auf Ausrichtung von Leistungen der 
Stiftung klagen, wenn sie Beiträge an diese entrichtet haben oder 

E. Familienstiftungen und 
kirchliche Stiftungen

F. Aufhebung und 
Löschung im Register

I. Aufhebung durch die 
zuständige Behörde

II. Antrags- und 
Klagerecht, Löschung im 

Register

G. Personal fürsorge-
stiftungen
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Die juristischen Personen Art. 89a ZGB
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wenn ihnen nach den Stiftungsbestimmungen ein Rechtsanspruch 
auf Leistungen zusteht.
6 Für Personalfürsorgestiftungen, die auf dem Gebiet der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge tätig sind und die dem 
Freizügigkeitsgesetz vom 17. Dezember 1993 (FZG) unterstellt sind, 
gelten überdies die folgenden Bestimmungen des Bundesgesetzes 
vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (BVG) über:

1. die Definition und Grundsätze der beruflichen Vorsorge so-
wie des versicherbaren Lohnes oder des versicherbaren Ein-
kommens (Art. 1, 33a und 33b),

2. die Unterstellung der Personen unter die AHV (Art. 5 Abs. 1),
3. die Begünstigten bei Hinterlassenenleistungen (Art. 20a),
3a. die Anpassung der Invalidenrente nach dem Vorsorgeaus-

gleich (Art. 24 Abs. 5),
3b. die provisorische Weiterversicherung und Aufrechterhal-

tung des Leistungsanspruchs bei Herabsetzung oder Aufhe-
bung der Rente der Invalidenversicherung (Art. 26a),

4. die Anpassung der reglementarischen Leistungen an die 
Preisentwicklung (Art. 36 Abs. 2–4),

4a. die Zustimmung bei Kapitalabfindung (Art. 37a),
5. die Verjährung von Ansprüchen und die Aufbewahrung von 

Vorsorgeunterlagen (Art. 41),
5a. die Verwendung, Bearbeitung und Bekanntgabe der Versi-

chertennummer der Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(Art. 48 Abs. 4, Art. 85a Bst. f und Art. 86a Abs. 2 Bst. bbis),

6. die Verantwortlichkeit (Art. 52),
7. die Zulassung und die Aufgaben der Kontrollorgane 

(Art. 52a–52e),
8. die Integrität und Loyalität der Verantwortlichen, die 

Rechtsgeschäfte mit Nahestehenden und die Interessenkon-
flikte (Art. 51b, 51c und 53a),

9. die Teil- oder Gesamtliquidation (Art. 53b–53d),
10.  die Auflösung von Verträgen (Art. 53e und 53f ),
11. den Sicherheitsfonds (Art. 56 Abs. 1 Bst. c und Abs. 2–5, 

Art. 56a, 57 und 59),
12. die Aufsicht und die Oberaufsicht (Art. 61–62a und 64–64c),
13. … Aufgehoben
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ZGB Art. 89a Das Personenrecht

14. die finanzielle Sicherheit (Art. 65 Abs. 1, 3 und 4, Art. 66 
Abs. 4, Art. 67 und Art. 72a–72g),

15. die Transparenz (Art. 65a),
16. die Rückstellungen (Art. 65b),
17. die Versicherungsverträge zwischen Vorsorgeeinrichtungen 

und Versicherungseinrichtungen (Art. 68 Abs. 3 und 4),
18. die Vermögensverwaltung (Art. 71),
19. die Rechtspflege (Art. 73 und 74),
20. die Strafbestimmungen (Art. 75–79),
21. den Einkauf (Art. 79b),
22. den versicherbaren Lohn und das versicherbare Einkommen 

(Art. 79c),
23. die Information der Versicherten (Art. 86b).

7 Für Personalfürsorgestiftungen, die auf dem Gebiet der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge tätig sind, aber nicht dem 
FZG unterstellt sind, wie sogenannte patronale Wohlfahrtsfonds 
mit Ermessensleistungen sowie Finanzierungsstiftungen, gelten 
von den Bestimmungen des BVG nur die folgenden:

1. die Unterstellung der Personen unter die AHV (Art. 5 Abs. 1);
2. die Verwendung, Bearbeitung und Bekanntgabe der Versi-

chertennummer der AHV (Art. 48 Abs. 4, 85a Bst. f und 86a 
Abs. 2 Bst. bbis);

3. die Verantwortlichkeit (Art. 52);
4. die Zulassung und die Aufgaben der Revisionsstelle (Art. 

52a, 52b und 52c Abs. 1 Bst. a–d und g, 2 und 3);
5. die Integrität und Loyalität der Verantwortlichen, die 

Rechtsgeschäfte mit Nahestehenden und die Interessenkon-
flikte (Art. 51b, 51c und 53a);

6. die Gesamtliquidation (Art. 53c);
7. die Aufsicht und die Oberaufsicht (Art. 61–62a und 64–64b);
8. die Rechtspflege (Art. 73 und 74);
9. die Strafbestimmungen (Art. 75–79);
10. die steuerliche Behandlung (Art. 80, 81 Abs. 1 und 83).

8 Für Personalfürsorgestiftungen nach Absatz 7 gelten zudem die 
folgenden Bestimmungen:

1. Sie verwalten ihr Vermögen so, dass Sicherheit, genügender 
Ertrag auf den Anlagen und die für ihre Aufgaben benötig-
ten flüssigen Mittel gewährleistet sind.
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Die Eheschliessung Art. 90 ZGB
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2. Über Teilliquidationssachverhalte von patronalen Wohl-
fahrtsfonds mit Ermessensleistungen verfügt die Aufsichts-
behörde auf Antrag des Stiftungsrats.

3. Sie beachten die Grundsätze der Gleichbehandlung und der 
Angemessenheit sinngemäss.

Zweiter Titelbis: Die Sammelvermögen

Art. 89b
1 Ist bei öffentlicher Sammlung für gemeinnützige Zwecke nicht 
für die Verwaltung oder Verwendung des Sammelvermögens ge-
sorgt, so ordnet die zuständige Behörde das Erforderliche an.
2 Sie kann für das Sammelvermögen einen Sachwalter oder eine 
Sachwalterin ernennen oder es einem Verein oder einer Stiftung 
mit möglichst gleichartigem Zweck zuwenden.
3 Auf die Sachwalterschaft sind die Vorschriften über die Bei-
standschaften im Erwachsenenschutz sinngemäss anwendbar.

Art. 89c
1 Zuständig ist der Kanton, in dem das Sammelvermögen in sei-
nem Hauptbestandteil verwaltet worden ist.
2 Sofern der Kanton nichts anderes bestimmt, ist die Behörde zu-
ständig, die die Stiftungen beaufsichtigt.

Zweiter Teil: Das Familienrecht

Erste Abteilung: Das Eherecht

Dritter Titel: Die Eheschliessung

Erster Abschnitt: Das Verlöbnis

Art. 90
1 Das Verlöbnis wird durch das Eheversprechen begründet.
2 Minderjährige werden ohne Zustimmung des gesetzlichen Ver-
treters durch ihre Verlobung nicht verpflichtet.
3 Aus dem Verlöbnis entsteht kein klagbarer Anspruch auf Einge-
hung der Ehe.

A. Fehlende Verwaltung

B. Zuständigkeit

A. Verlobung
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ZGB Art. 91 Das Familienrecht

Art. 91
1 Mit Ausnahme der gewöhnlichen Gelegenheitsgeschenke kön-
nen die Verlobten Geschenke, die sie einander gemacht haben, bei 
Auflösung des Verlöbnisses zurückfordern, es sei denn, das Verlöb-
nis sei durch Tod aufgelöst worden.
2 Sind die Geschenke nicht mehr vorhanden, so richtet sich die 
Rückerstattung nach den Bestimmungen über die ungerechtfertig-
te Bereicherung.

Art. 92
Hat einer der Verlobten im Hinblick auf die Eheschliessung in gu-
ten Treuen Veranstaltungen getroffen, so kann er bei Auflösung 
des Verlöbnisses vom andern einen angemessenen Beitrag verlan-
gen, sofern dies nach den gesamten Umständen nicht als unbillig 
erscheint.

Art. 93
Die Ansprüche aus dem Verlöbnis verjähren mit Ablauf eines Jah-
res nach der Auflösung.

Zweiter Abschnitt: Die Ehevoraussetzungen

Art. 94
1 Um die Ehe eingehen zu können, müssen die Brautleute das 
18. Altersjahr zurückgelegt haben und urteilsfähig sein.
2 … Aufgehoben

Art. 95
1 Die Eheschliessung ist zwischen Verwandten in gerader Linie 
sowie zwischen Geschwistern oder Halbgeschwistern, gleichgültig 
ob sie miteinander durch Abstammung oder durch Adoption ver-
wandt sind, verboten.
2 Die Adoption hebt das Ehehindernis der Verwandtschaft zwi-
schen dem Adoptivkind und seinen Nachkommen einerseits und 
seiner angestammten Familie anderseits nicht auf.

B. Auflösung des 
Verlöbnisses
I. Geschenke

II. Beitragspflicht

III. Verjährung

A. Ehefähigkeit

B. Ehehindernisse

I. Verwandtschaft
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Art. 96
Wer eine neue Ehe eingehen will, hat den Nachweis zu erbringen, 
dass die frühere Ehe für ungültig erklärt oder aufgelöst worden ist.

Dritter Abschnitt: Vorbereitung der Eheschliessung 
und Trauung

Art. 97
1 Die Ehe wird nach dem Vorbereitungsverfahren vor der Zivil-
standsbeamtin oder dem Zivilstandsbeamten geschlossen.
2 Die Verlobten können sich im Zivilstandskreis ihrer Wahl trau-
en lassen.
3 Eine religiöse Eheschliessung darf vor der Ziviltrauung nicht 
durchgeführt werden.

Art. 97a
1 Die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte tritt auf das 
Gesuch nicht ein, wenn die Braut oder der Bräutigam offensichtlich 
keine Lebensgemeinschaft begründen, sondern die Bestimmungen 
über Zulassung und Aufenthalt von Ausländerinnen und Auslän-
dern umgehen will.
2 Die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte hört die 
Brautleute an und kann bei anderen Behörden oder bei Drittperso-
nen Auskünfte einholen.

Art. 98
1 Die Verlobten stellen das Gesuch um Durchführung des Vorbe-
reitungsverfahrens beim Zivilstandsamt des Wohnortes der Braut 
oder des Bräutigams.
2 Sie müssen persönlich erscheinen. Falls sie nachweisen, dass dies 
für sie offensichtlich unzumutbar ist, wird die schriftliche Durch-
führung des Vorbereitungsverfahrens bewilligt.
3 Sie haben ihre Personalien mittels Dokumenten zu belegen und 
beim Zivilstandsamt persönlich zu erklären, dass sie die Ehevor-
aussetzungen erfüllen; sie legen die nötigen Zustimmungen vor.
4 Verlobte, die nicht Schweizerbürgerinnen oder Schweizerbürger 
sind, müssen während des Vorbereitungsverfahrens ihren recht-
mässigen Aufenthalt in der Schweiz nachweisen.

II. Frühere Ehe

A. Grundsätze

Abis. Umgehung  
des Ausländerrechts

B. Vorbereitungsverfahren

I. Gesuch

LEX_Textsammlung-ZGB-OR_1A-2019_978-3-0355-1497-1.indb   65 01.03.2019   14:46:17

© Stämpfli Verlag AG  – Urheberrechtlich geschütztes Material – Jede Weitergabe an Dritte ist untersagt. 
Textsammlung ZBB/OR mit SchKG und BV, 2019



66

ZGB Art. 99 Das Familienrecht

Art. 99
1 Das Zivilstandsamt prüft, ob:

1. das Gesuch ordnungsgemäss eingereicht worden ist;
2. die Identität der Verlobten feststeht; und 
3. die Ehevoraussetzungen erfüllt sind, insbesondere ob keine 

Umstände vorliegen, die erkennen lassen, dass das Gesuch 
offensichtlich nicht dem freien Willen der Verlobten ent-
spricht.

2 Sind diese Anforderungen erfüllt, teilt es den Verlobten den Ab-
schluss des Vorbereitungsverfahrens sowie die gesetzlichen Fristen 
für die Trauung mit.
3 Es legt im Einvernehmen mit den Verlobten im Rahmen der 
kantonalen Vorschriften den Zeitpunkt der Trauung fest oder stellt 
auf Antrag eine Ermächtigung zur Trauung in einem andern Zivil-
standskreis aus.
4 Das Zivilstandsamt teilt der zuständigen Behörde die Identität 
von Verlobten mit, die ihren rechtmässigen Aufenthalt in der 
Schweiz nicht nachgewiesen haben.

Art. 100
1 Die Trauung kann frühestens zehn Tage und spätestens drei 
Monate, nachdem der Abschluss des Vorbereitungsverfahrens mit-
geteilt wurde, stattfinden.
2 Ist einer der Verlobten in Todesgefahr und ist zu befürchten, 
dass die Trauung bei Beachtung der Frist von zehn Tagen nicht 
mehr möglich ist, so kann die Zivilstandsbeamtin oder der Zivil-
standsbeamte auf ärztliche Bestätigung hin die Frist abkürzen oder 
die Trauung unverzüglich vornehmen.

Art. 101
1 Die Trauung findet im Trauungslokal des Zivilstandskreises 
statt, den die Verlobten gewählt haben.
2 Ist das Vorbereitungsverfahren in einem andern Zivilstands-
kreis durchgeführt worden, so müssen die Verlobten eine Trau-
ungsermächtigung vorlegen.
3 Weisen die Verlobten nach, dass es für sie offensichtlich unzu-
mutbar ist, sich in das Trauungslokal zu begeben, so kann die 
Trauung an einem andern Ort stattfinden.

II. Durchführung und 
Abschluss des 

Vorbereitungsverfahrens

III. Fristen

C. Trauung

I. Ort
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Art. 102
1 Die Trauung ist öffentlich und findet in Anwesenheit von zwei 
volljährigen und urteilsfähigen Zeuginnen oder Zeugen statt.
2 Die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte richtet an 
die Braut und an den Bräutigam einzeln die Frage, ob sie miteinan-
der die Ehe eingehen wollen.
3 Bejahen die Verlobten die Frage, wird die Ehe durch ihre beidsei-
tige Zustimmung als geschlossen erklärt.

Art. 103
Der Bundesrat und, im Rahmen ihrer Zuständigkeit, die Kantone 
erlassen die nötigen Ausführungsbestimmungen.

Vierter Abschnitt: Die Eheungültigkeit

Art. 104
Die vor der Zivilstandsbeamtin oder dem Zivilstandsbeamten ge-
schlossene Ehe kann nur aus einem in diesem Abschnitt vorgese-
henen Grund für ungültig erklärt werden.

Art. 105
Ein Ungültigkeitsgrund liegt vor, wenn:

1. zur Zeit der Eheschliessung einer der Ehegatten4 bereits ver-
heiratet ist und die frühere Ehe nicht durch Scheidung oder 
Tod des Partners aufgelöst worden ist;

2. zur Zeit der Eheschliessung einer der Ehegatten nicht ur-
teilsfähig ist und seither nicht wieder urteilsfähig geworden 
ist;

3. die Eheschliessung infolge Verwandtschaft unter den Ehe-
gatten verboten ist;

4. einer der Ehegatten nicht eine Lebensgemeinschaft begrün-
den, sondern die Bestimmungen über Zulassung und Auf-
enthalt von Ausländerinnen und Ausländern umgehen will;

4 Es handelt sich um einen feststehenden Rechtsbegriff, der sich auf Personen 
beider Geschlechter bezieht (im Gegensatz zu den Ausdrücken «Ehemann» 
und «Ehefrau»).

II. Form

D. Ausführungs-
bestimmungen

A. Grundsatz

B. Unbefristete 
Ungültigkeit
I. Gründe
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ZGB Art. 106 Das Familienrecht

5. ein Ehegatte die Ehe nicht aus freiem Willen geschlossen hat;
6. einer der Ehegatten minderjährig ist, es sei denn, die Weiter-

führung der Ehe entspricht den überwiegenden Interessen 
dieses Ehegatten.

Art. 106
1 Die Klage ist von der zuständigen kantonalen Behörde am 
Wohnsitz der Ehegatten von Amtes wegen zu erheben; überdies 
kann jedermann klagen, der ein Interesse hat. Soweit dies mit ihren 
Aufgaben vereinbar ist, melden die Behörden des Bundes und der 
Kantone der für die Klage zuständigen Behörde, wenn sie Anlass 
zur Annahme haben, dass ein Ungültigkeitsgrund vorliegt.
2 Nach Auflösung der Ehe wird deren Ungültigkeit nicht mehr von 
Amtes wegen verfolgt; es kann aber jedermann, der ein Interesse 
hat, die Ungültigerklärung verlangen.
3 Die Klage kann jederzeit eingereicht werden.

Art. 107
Ein Ehegatte kann verlangen, dass die Ehe für ungültig erklärt 
wird, wenn er:

1. bei der Trauung aus einem vorübergehenden Grund nicht 
urteilsfähig war;

2. sich aus Irrtum hat trauen lassen, sei es, dass er die Ehe selbst 
oder die Trauung mit der betreffenden Person nicht gewollt 
hat;

3. die Ehe geschlossen hat, weil er über wesentliche persönliche 
Eigenschaften des anderen absichtlich getäuscht worden ist;

4. … Aufgehoben

Art. 108
1 Die Ungültigkeitsklage ist innerhalb von sechs Monaten seit 
Kenntnis des Ungültigkeitsgrundes oder seit dem Wegfall der Dro-
hung einzureichen, in jedem Fall aber vor Ablauf von fünf Jahren 
seit der Eheschliessung.
2 Das Klagerecht geht nicht auf die Erben über; ein Erbe kann je-
doch an der bereits erhobenen Klage festhalten.

II. Klage

C. Befristete Ungültigkeit

I. Gründe

II. Klage
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Die Ehescheidung und die Ehetrennung Art. 112 ZGB
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Art. 109
1 Die Ungültigkeit einer Ehe wird erst wirksam, nachdem das 
Gericht die Ungültigerklärung ausgesprochen hat; bis zum Urteil 
hat die Ehe mit Ausnahme der erbrechtlichen Ansprüche, die der 
überlebende Ehegatte in jedem Fall verliert, alle Wirkungen einer 
gültigen Ehe.
2 Für die Wirkungen der gerichtlichen Ungültigerklärung auf die 
Ehegatten und die Kinder gelten sinngemäss die Bestimmungen 
über die Scheidung.
3 Die Vaterschaftsvermutung des Ehemannes entfällt, wenn die 
Ehe für ungültig erklärt worden ist, weil sie dazu diente, die Be-
stimmungen über Zulassung und Aufenthalt von Ausländerinnen 
und Ausländern zu umgehen.

Art. 110 … Aufgehoben

Vierter Titel:  
Die Ehescheidung und die Ehetrennung

Erster Abschnitt:  
Die Scheidungsvoraussetzungen

Art. 111
1 Verlangen die Ehegatten gemeinsam die Scheidung und reichen 
sie eine vollständige Vereinbarung über die Scheidungsfolgen mit 
den nötigen Belegen und mit gemeinsamen Anträgen hinsichtlich 
der Kinder ein, so hört das Gericht sie getrennt und zusammen an. 
Die Anhörung kann aus mehreren Sitzungen bestehen.
2 Hat sich das Gericht davon überzeugt, dass das Scheidungsbe-
gehren und die Vereinbarung auf freiem Willen und reiflicher 
Überlegung beruhen und die Vereinbarung mit den Anträgen 
hinsichtlich der Kinder genehmigt werden kann, so spricht das 
Gericht die Scheidung aus.

Art. 112
1 Die Ehegatten können gemeinsam die Scheidung verlangen und 
erklären, dass das Gericht die Scheidungsfolgen beurteilen soll, 
über die sie sich nicht einig sind.

D. Wirkungen des Urteils

A. Scheidung auf 
gemeinsames Begehren
I. Umfassende Einigung

II. Teileinigung
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2 Das Gericht hört sie wie bei der umfassenden Einigung zum 
Scheidungsbegehren, zu den Scheidungsfolgen, über die sie sich 
geeinigt haben, sowie zur Erklärung, dass die übrigen Folgen ge-
richtlich zu beurteilen sind, an.
3 … Aufgehoben

Art. 113 … Aufgehoben

Art. 114
Ein Ehegatte kann die Scheidung verlangen, wenn die Ehegatten 
bei Eintritt der Rechtshängigkeit der Klage oder bei Wechsel zur 
Scheidung auf Klage mindestens zwei Jahre getrennt gelebt haben.

Art. 115
Vor Ablauf der zweijährigen Frist kann ein Ehegatte die Scheidung 
verlangen, wenn ihm die Fortsetzung der Ehe aus schwerwiegen-
den Gründen, die ihm nicht zuzurechnen sind, nicht zugemutet 
werden kann.

Art. 116 … Aufgehoben

Zweiter Abschnitt: Die Ehetrennung

Art. 117
1 Die Ehegatten können die Trennung unter den gleichen Voraus-
setzungen wie bei der Scheidung verlangen.
2 … Aufgehoben
3 Das Recht, die Scheidung zu verlangen, wird durch das Tren-
nungsurteil nicht berührt.

Art. 118
1 Mit der Trennung tritt von Gesetzes wegen Gütertrennung ein.
2 Im Übrigen finden die Bestimmungen über Massnahmen zum 
Schutz der ehelichen Gemeinschaft sinngemäss Anwendung.

B. Scheidung auf Klage 
eines Ehegatten

I. Nach Getrenntleben

II. Unzumutbarkeit 

A. Voraussetzungen und 
Verfahren

B. Trennungsfolgen
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Dritter Abschnitt: Die Scheidungsfolgen

Art. 119
Der Ehegatte, der seinen Namen bei der Eheschliessung geändert 
hat, behält diesen Namen nach der Scheidung; er kann aber jeder-
zeit gegenüber der Zivilstandsbeamtin oder dem Zivilstandsbeam-
ten erklären, dass er wieder seinen Ledignamen tragen will.

Art. 120
1 Für die güterrechtliche Auseinandersetzung gelten die Bestim-
mungen über das Güterrecht.
2 Geschiedene Ehegatten haben zueinander kein gesetzliches Er-
brecht und können aus Verfügungen von Todes wegen, die sie vor 
der Rechtshängigkeit des Scheidungsverfahrens errichtet haben, 
keine Ansprüche erheben.

Art. 121
1 Ist ein Ehegatte wegen der Kinder oder aus anderen wichtigen 
Gründen auf die Wohnung der Familie angewiesen, so kann das 
Gericht ihm die Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag allein 
übertragen, sofern dies dem anderen billigerweise zugemutet wer-
den kann.
2 Der bisherige Mieter haftet solidarisch für den Mietzins bis zum 
Zeitpunkt, in dem das Mietverhältnis gemäss Vertrag oder Gesetz 
endet oder beendet werden kann, höchstens aber während zweier 
Jahre; wird er für den Mietzins belangt, so kann er den bezahlten 
Betrag ratenweise in der Höhe des monatlichen Mietzinses mit den 
Unterhaltsbeiträgen, die er dem anderen Ehegatten schuldet, ver-
rechnen.
3 Gehört die Wohnung der Familie einem Ehegatten, so kann das 
Gericht dem anderen unter den gleichen Voraussetzungen und ge-
gen angemessene Entschädigung oder unter Anrechnung auf Un-
terhaltsbeiträge ein befristetes Wohnrecht einräumen. Wenn wich-
tige neue Tatsachen es erfordern, ist das Wohnrecht einzuschränken 
oder aufzuheben.

A. Name

B. Güterrecht und 
Erbrecht

C. Wohnung der Familie
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ZGB Art. 122 Das Familienrecht

Art. 122
Die während der Ehe bis zum Zeitpunkt der Einleitung des Schei-
dungsverfahrens erworbenen Ansprüche aus der beruflichen Vor-
sorge werden bei der Scheidung ausgeglichen.

Art. 123
1 Die erworbenen Austrittsleistungen samt Freizügigkeitsgutha-
ben und Vorbezügen für Wohneigentum werden hälftig geteilt.
2 Absatz 1 ist nicht anwendbar auf Einmaleinlagen aus Eigengut 
nach Gesetz.
3 Die zu teilenden Austrittsleistungen berechnen sich nach den 
Artikeln 15–17 und 22a oder 22b des Freizügigkeitsgesetzes vom 
17. Dezember 19935.

Art. 124
1 Bezieht ein Ehegatte im Zeitpunkt der Einleitung des Schei-
dungsverfahrens eine Invalidenrente vor dem reglementarischen 
Rentenalter, so gilt der Betrag, der ihm nach Artikel 2 Absatz 1ter 
des Freizügigkeitsgesetzes vom 17. Dezember 1993 nach Aufhebung 
der Invalidenrente zukommen würde, als Austrittsleistung.
2 Die Bestimmungen über den Ausgleich bei Austrittsleistungen 
gelten sinngemäss.
3 Der Bundesrat regelt, in welchen Fällen der Betrag nach Absatz 1 
wegen einer Überentschädigungskürzung der Invalidenrente nicht 
für den Ausgleich verwendet werden kann.

Art. 124a
1 Bezieht ein Ehegatte im Zeitpunkt der Einleitung des Schei-
dungsverfahrens eine Invalidenrente nach dem reglementarischen 
Rentenalter oder eine Altersrente, so entscheidet das Gericht nach 
Ermessen über die Teilung der Rente. Es beachtet dabei insbeson-
dere die Dauer der Ehe und die Vorsorgebedürfnisse beider Ehe-
gatten.
2 Der dem berechtigten Ehegatten zugesprochene Rentenanteil 
wird in eine lebenslange Rente umgerechnet. Diese wird ihm von 

5 SR 831.42

D. Berufliche Vorsorge

I. Grundsatz

II. Ausgleich 
bei Austrittsleistungen

III. Ausgleich bei 
Invalidenrenten vor dem 

reglementarischen 
Rentenalter

IV. Ausgleich bei 
Invalidenrenten nach dem 

reglementarischen 
Rentenalter und bei 

Altersrenten
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der Vorsorgeeinrichtung des verpflichteten Ehegatten ausgerichtet 
oder in seine Vorsorge übertragen.
3 Der Bundesrat regelt:

1. die versicherungstechnische Umrechnung des Rentenanteils 
in eine lebenslange Rente;

2. das Vorgehen in Fällen, in denen die Altersleistung aufge-
schoben oder die Invalidenrente wegen Überentschädigung 
gekürzt ist.

Art. 124b
1 Die Ehegatten können in einer Vereinbarung über die Schei-
dungsfolgen von der hälftigen Teilung abweichen oder auf den 
Vorsorgeausgleich verzichten, wenn eine angemessene Alters- und 
Invalidenvorsorge gewährleistet bleibt.
2 Das Gericht spricht dem berechtigten Ehegatten weniger als die 
Hälfte der Austrittsleistung zu oder verweigert die Teilung ganz, 
wenn wichtige Gründe vorliegen. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere vor, wenn die hälftige Teilung unbillig wäre:

1. aufgrund der güterrechtlichen Auseinandersetzung oder der 
wirtschaftlichen Verhältnisse nach der Scheidung;

2. aufgrund der Vorsorgebedürfnisse, insbesondere unter Be-
rücksichtigung des Altersunterschiedes zwischen den Ehe-
gatten.

3 Das Gericht kann dem berechtigten Ehegatten mehr als die Hälf-
te der Austrittsleistung zusprechen, wenn er nach der Scheidung 
gemeinsame Kinder betreut und der verpflichtete Ehegatte weiter-
hin über eine angemessene Alters- und Invalidenvorsorge verfügt.

Art. 124c
1 Gegenseitige Ansprüche der Ehegatten auf Austrittsleistungen 
oder auf Rentenanteile werden verrechnet. Die Verrechnung der 
Rentenansprüche findet vor der Umrechnung des dem berechtig-
ten Ehegatten zugesprochenen Rentenanteils in eine lebenslange 
Rente statt.
2 Austrittsleistungen können mit Rentenanteilen nur dann ver-
rechnet werden, wenn die Ehegatten und die Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge einverstanden sind.

V. Ausnahmen

VI. Verrechnung 
gegenseitiger Ansprüche
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ZGB Art. 124d Das Familienrecht

Art. 124d
Ist aufgrund einer Abwägung der Vorsorgebedürfnisse beider Ehe-
gatten ein Ausgleich aus Mitteln der beruflichen Vorsorge nicht 
zumutbar, so schuldet der verpflichtete Ehegatte dem berechtigten 
Ehegatten eine Kapitalabfindung.

Art. 124e
1 Ist ein Ausgleich aus Mitteln der beruflichen Vorsorge nicht 
möglich, so schuldet der verpflichtete Ehegatte dem berechtigten 
Ehegatten eine angemessene Entschädigung in Form einer Kapital-
abfindung oder einer Rente.
2 Ein schweizerisches Urteil kann auf Begehren des verpflichteten 
Ehegatten abgeändert werden, wenn im Ausland bestehende Vor-
sorgeansprüche durch eine angemessene Entschädigung nach Ab-
satz 1 ausgeglichen wurden und diese Vorsorgeansprüche danach 
durch eine für den ausländischen Vorsorgeschuldner verbindliche 
ausländische Entscheidung geteilt werden.

Art. 125
1 Ist einem Ehegatten nicht zuzumuten, dass er für den ihm ge-
bührenden Unterhalt unter Einschluss einer angemessenen Alters-
vorsorge selbst aufkommt, so hat ihm der andere einen angemesse-
nen Beitrag zu leisten.
2 Beim Entscheid, ob ein Beitrag zu leisten sei und gegebenenfalls in 
welcher Höhe und wie lange, sind insbesondere zu berücksichtigen:

1. die Aufgabenteilung während der Ehe;
2. die Dauer der Ehe;
3. die Lebensstellung während der Ehe;
4. das Alter und die Gesundheit der Ehegatten;
5. Einkommen und Vermögen der Ehegatten;
6. der Umfang und die Dauer der von den Ehegatten noch zu 

leistenden Betreuung der Kinder;
7. die berufliche Ausbildung und die Erwerbsaussichten der 

Ehegatten sowie der mutmassliche Aufwand für die berufli-
che Eingliederung der anspruchsberechtigten Person;

8. die Anwartschaften aus der eidgenössischen Alters- und Hin-
terlassenenversicherung und aus der beruflichen oder einer 
anderen privaten oder staatlichen Vorsorge einschliesslich 

VII. Unzumutbarkeit

VIII. Unmöglichkeit

E. Nachehelicher 
Unterhalt

I. Voraussetzungen
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des voraussichtlichen Ergebnisses der Teilung der Austritts-
leistungen.

3 Ein Beitrag kann ausnahmsweise versagt oder gekürzt werden, 
wenn er offensichtlich unbillig wäre, insbesondere weil die berech-
tigte Person:

1. ihre Pflicht, zum Unterhalt der Familie beizutragen, grob 
verletzt hat;

2. ihre Bedürftigkeit mutwillig herbeigeführt hat;
3. gegen die verpflichtete Person oder eine dieser nahe verbun-

denen Person eine schwere Straftat begangen hat.

Art. 126
1 Das Gericht setzt als Unterhaltsbeitrag eine Rente fest und be-
stimmt den Beginn der Beitragspflicht.
2 Rechtfertigen es besondere Umstände, so kann anstelle einer 
Rente eine Abfindung festgesetzt werden.
3 Das Gericht kann den Unterhaltsbeitrag von Bedingungen ab-
hängig machen.

Art. 127
Die Ehegatten können in der Vereinbarung die Änderung der dar-
in festgesetzten Rente ganz oder teilweise ausschliessen.

Art. 128
Das Gericht kann anordnen, dass der Unterhaltsbeitrag sich bei 
bestimmten Veränderungen der Lebenskosten ohne weiteres er-
höht oder vermindert.

Art. 129
1 Bei erheblicher und dauernder Veränderung der Verhältnisse kann 
die Rente herabgesetzt, aufgehoben oder für eine bestimmte Zeit einge-
stellt werden; eine Verbesserung der Verhältnisse der berechtigten Per-
son ist nur dann zu berücksichtigen, wenn im Scheidungsurteil eine 
den gebührenden Unterhalt deckende Rente festgesetzt werden konnte.
2 Die berechtigte Person kann für die Zukunft eine Anpassung der 
Rente an die Teuerung verlangen, wenn das Einkommen der ver-
pflichteten Person nach der Scheidung unvorhergesehenerweise ge-
stiegen ist.

II. Modalitäten des 
Unterhaltsbeitrages

III. Rente

1. Besondere 
Vereinbarungen

2. Anpassung an die 
Teuerung

3. Abänderung durch Urteil
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3 Die berechtigte Person kann innerhalb von fünf Jahren seit der 
Scheidung die Festsetzung einer Rente oder deren Erhöhung ver-
langen, wenn im Urteil festgehalten worden ist, dass keine zur De-
ckung des gebührenden Unterhalts ausreichende Rente festgesetzt 
werden konnte, die wirtschaftlichen Verhältnisse der verpflichte-
ten Person sich aber entsprechend verbessert haben.

Art. 130
1 Die Beitragspflicht erlischt mit dem Tod der berechtigten oder 
der verpflichteten Person.
2 Vorbehältlich einer anderen Vereinbarung entfällt sie auch bei 
Wiederverheiratung der berechtigten Person.

Art. 131
1 Erfüllt die verpflichtete Person die Unterhaltspflicht nicht, so 
hilft eine vom kantonalen Recht bezeichnete Fachstelle der berech-
tigten Person auf Gesuch hin bei der Vollstreckung des Unterhalts-
anspruchs in geeigneter Weise und in der Regel unentgeltlich.
2 Der Bundesrat legt die Leistungen der Inkassohilfe fest.

Art. 131a
1 Dem öffentlichen Recht bleibt vorbehalten, die Ausrichtung von 
Vorschüssen zu regeln, wenn die verpflichtete Person ihrer Unter-
haltspflicht nicht nachkommt.
2 Soweit das Gemeinwesen für den Unterhalt der berechtigten 
Person aufkommt, geht der Unterhaltsanspruch mit allen Rechten 
auf das Gemeinwesen über.

Art. 132
1 Vernachlässigt die verpflichtete Person die Erfüllung der Unter-
haltspflicht, so kann das Gericht ihre Schuldner anweisen, die 
Zahlungen ganz oder teilweise an die berechtigte Person zu leisten.
2 Vernachlässigt die verpflichtete Person beharrlich die Erfüllung 
der Unterhaltspflicht oder ist anzunehmen, dass sie Anstalten zur 
Flucht trifft oder ihr Vermögen verschleudert oder beiseite schafft, 
so kann sie verpflichtet werden, für die künftigen Unterhaltsbeiträ-
ge angemessene Sicherheit zu leisten.

4. Erlöschen von Gesetzes 
wegen

IV. Vollstreckung

1. Inkassohilfe

2. Vorschüsse

3. Anweisungen an die 
Schuldner und 
Sicherstellung
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Art. 133
1 Das Gericht regelt die Elternrechte und -pflichten nach den Be-
stimmungen über die Wirkungen des Kindesverhältnisses. Insbe-
sondere regelt es:

1. die elterliche Sorge;
2. die Obhut;
3. den persönlichen Verkehr (Art. 273) oder die Betreuungsan-

teile; und
4. den Unterhaltsbeitrag.

2 Es beachtet alle für das Kindeswohl wichtigen Umstände. Es 
berücksichtigt einen gemeinsamen Antrag der Eltern und, soweit 
tunlich, die Meinung des Kindes.
3 Es kann den Unterhaltsbeitrag über den Eintritt der Volljährig-
keit hinaus festlegen.

Art. 134
1 Auf Begehren eines Elternteils, des Kindes oder der Kindes-
schutzbehörde ist die Zuteilung der elterlichen Sorge neu zu regeln, 
wenn dies wegen wesentlicher Veränderung der Verhältnisse zum 
Wohl des Kindes geboten ist.
2 Die Voraussetzungen für eine Änderung der übrigen Elternrech-
te und -pflichten richten sich nach den Bestimmungen über die 
Wirkungen des Kindesverhältnisses.
3 Sind sich die Eltern einig, so ist die Kindesschutzbehörde für die 
Neuregelung der elterlichen Sorge, der Obhut und die Genehmi-
gung eines Unterhaltsvertrages zuständig. In den übrigen Fällen 
entscheidet das für die Abänderung des Scheidungsurteils zustän-
dige Gericht.
4 Hat das Gericht über die Änderung der elterlichen Sorge, der 
Obhut oder des Unterhaltsbeitrages für das minderjährige Kind zu 
befinden, so regelt es nötigenfalls auch den persönlichen Verkehr 
oder die Betreuungsanteile neu; in den andern Fällen entscheidet 
die Kindesschutzbehörde über die Änderung des persönlichen 
Verkehrs oder der Betreuungsanteile.

Art. 135–158 … Aufgehoben

F. Kinder

I. Elternrechte und 
-pflichten

II. Veränderung der 
Verhältnisse
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ZGB Art. 159 Das Familienrecht

Fünfter Titel:  
Die Wirkungen der Ehe im Allgemeinen

Art. 159
1 Durch die Trauung werden die Ehegatten zur ehelichen Gemein-
schaft verbunden.
2 Sie verpflichten sich gegenseitig, das Wohl der Gemeinschaft in 
einträchtigem Zusammenwirken zu wahren und für die Kinder 
gemeinsam zu sorgen.
3 Sie schulden einander Treue und Beistand.

Art. 160
1 Jeder Ehegatte behält seinen Namen.
2 Die Brautleute können aber gegenüber der Zivilstandsbeamtin 
oder dem Zivilstandsbeamten erklären, dass sie den Ledignamen 
der Braut oder des Bräutigams als gemeinsamen Familiennamen 
tragen wollen.
3 Behalten die Brautleute ihren Namen, so bestimmen sie, welchen 
ihrer Ledignamen ihre Kinder tragen sollen. In begründeten Fällen 
kann die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte die Braut-
leute von dieser Pflicht befreien.

Art. 161
Jeder Ehegatte behält sein Kantons- und Gemeindebürgerrecht.

Art. 162
Die Ehegatten bestimmen gemeinsam die eheliche Wohnung.

Art. 163
1 Die Ehegatten sorgen gemeinsam, ein jeder nach seinen Kräften, 
für den gebührenden Unterhalt der Familie.
2 Sie verständigen sich über den Beitrag, den jeder von ihnen leis-
tet, namentlich durch Geldzahlungen, Besorgen des Haushaltes, 
Betreuen der Kinder oder durch Mithilfe im Beruf oder Gewerbe 
des andern.
3 Dabei berücksichtigen sie die Bedürfnisse der ehelichen Ge-
meinschaft und ihre persönlichen Umstände.

A. Eheliche Gemeinschaft; 
Rechte und Pflichten der 

Ehegatten

B. Name

C. Bürgerrecht

D. Eheliche Wohnung

E. Unterhalt der Familie

I. Im Allgemeinen
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Art. 164
1 Der Ehegatte, der den Haushalt besorgt, die Kinder betreut oder 
dem andern im Beruf oder Gewerbe hilft, hat Anspruch darauf, 
dass der andere ihm regelmässig einen angemessenen Betrag zur 
freien Verfügung ausrichtet.
2 Bei der Festsetzung des Betrages sind eigene Einkünfte des be-
rechtigten Ehegatten und eine verantwortungsbewusste Vorsorge 
für Familie, Beruf oder Gewerbe zu berücksichtigen.

Art. 165
1 Hat ein Ehegatte im Beruf oder Gewerbe des andern erheblich 
mehr mitgearbeitet, als sein Beitrag an den Unterhalt der Familie 
verlangt, so hat er dafür Anspruch auf angemessene Entschädi-
gung.
2 Dies gilt auch, wenn ein Ehegatte aus seinem Einkommen oder 
Vermögen an den Unterhalt der Familie bedeutend mehr beigetra-
gen hat, als er verpflichtet war.
3 Ein Ehegatte kann aber keine Entschädigung fordern, wenn er 
seinen ausserordentlichen Beitrag aufgrund eines Arbeits, Darle-
hens- oder Gesellschaftsvertrages oder eines andern Rechtsver-
hältnisses geleistet hat.

Art. 166
1 Jeder Ehegatte vertritt während des Zusammenlebens die eheli-
che Gemeinschaft für die laufenden Bedürfnisse der Familie.
2 Für die übrigen Bedürfnisse der Familie kann ein Ehegatte die 
eheliche Gemeinschaft nur vertreten:

1. wenn er vom andern oder vom Gericht dazu ermächtigt wor-
den ist;

2. wenn das Interesse der ehelichen Gemeinschaft keinen Auf-
schub des Geschäftes duldet und der andere Ehegatte wegen 
Krankheit, Abwesenheit oder ähnlichen Gründen nicht zu-
stimmen kann.

3 Jeder Ehegatte verpflichtet sich durch seine Handlungen persön-
lich und, soweit diese nicht für Dritte erkennbar über die Vertre-
tungsbefugnis hinausgehen, solidarisch auch den andern Ehegat-
ten.

II. Betrag zur freien 
Verfügung

III. Ausserordentliche 
Beiträge eines Ehegatten

F. Vertretung der 
ehelichen Gemeinschaft
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Art. 167
Bei der Wahl und Ausübung seines Berufes oder Gewerbes nimmt 
jeder Ehegatte auf den andern und das Wohl der ehelichen Ge-
meinschaft Rücksicht.

Art. 168
Jeder Ehegatte kann mit dem andern oder mit Dritten Rechtsge-
schäfte abschliessen, sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt.

Art. 169
1 Ein Ehegatte kann nur mit der ausdrücklichen Zustimmung des 
andern einen Mietvertrag kündigen, das Haus oder die Wohnung 
der Familie veräussern oder durch andere Rechtsgeschäfte die 
Rechte an den Wohnräumen der Familie beschränken.
2 Kann der Ehegatte diese Zustimmung nicht einholen oder wird 
sie ihm ohne triftigen Grund verweigert, so kann er das Gericht 
anrufen.

Art. 170
1 Jeder Ehegatte kann vom andern Auskunft über dessen Einkom-
men, Vermögen und Schulden verlangen.
2 Auf sein Begehren kann das Gericht den andern Ehegatten oder 
Dritte verpflichten, die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
die notwendigen Urkunden vorzulegen.
3 Vorbehalten bleibt das Berufsgeheimnis der Rechtsanwälte, No-
tare, Ärzte, Geistlichen und ihrer Hilfspersonen.

Art. 171
Die Kantone sorgen dafür, dass sich die Ehegatten bei Eheschwie-
rigkeiten gemeinsam oder einzeln an Ehe- oder Familienbera-
tungsstellen wenden können.

Art. 172
1 Erfüllt ein Ehegatte seine Pflichten gegenüber der Familie nicht 
oder sind die Ehegatten in einer für die eheliche Gemeinschaft 
wichtigen Angelegenheit uneinig, so können sie gemeinsam oder 
einzeln das Gericht um Vermittlung anrufen.

G. Beruf und Gewerbe der 
Ehegatten

H. Rechtsgeschäfte der 
Ehegatten

I. Im Allgemeinen

II. Wohnung der Familie

J. Auskunftspflicht

K. Schutz der ehelichen 
Gemeinschaft

I. Beratungsstellen

II. Gerichtliche 
Massnahmen

1. Im Allgemeinen
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Die Wirkungen der Ehe im Allgemeinen Art. 176 ZGB
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2 Das Gericht mahnt die Ehegatten an ihre Pflichten und versucht, 
sie zu versöhnen; es kann mit ihrem Einverständnis Sachverständi-
ge beiziehen oder sie an eine Ehe- oder Familienberatungsstelle 
weisen.
3 Wenn nötig, trifft das Gericht auf Begehren eines Ehegatten die 
vom Gesetz vorgesehenen Massnahmen. Die Bestimmung über 
den Schutz der Persönlichkeit gegen Gewalt, Drohungen oder 
Nachstellungen ist sinngemäss anwendbar.

Art. 173
1 Auf Begehren eines Ehegatten setzt das Gericht die Geldbeiträge 
an den Unterhalt der Familie fest.
2 Ebenso setzt es auf Begehren eines Ehegatten den Betrag für den 
Ehegatten fest, der den Haushalt besorgt, die Kinder betreut oder 
dem andern im Beruf oder Gewerbe hilft.
3 Die Leistungen können für die Zukunft und für das Jahr vor 
Einreichung des Begehrens gefordert werden.

Art. 174
1 Überschreitet ein Ehegatte seine Befugnis zur Vertretung der 
ehelichen Gemeinschaft oder erweist er sich als unfähig, sie auszu-
üben, so kann ihm das Gericht auf Begehren des andern die Vertre-
tungsbefugnis ganz oder teilweise entziehen.
2 Der Ehegatte, der das Begehren stellt, darf Dritten den Entzug 
nur durch persönliche Mitteilung bekannt geben.
3 Gutgläubigen Dritten gegenüber ist der Entzug nur wirksam, 
wenn er auf Anordnung des Gerichts veröffentlicht worden ist.

Art. 175
Ein Ehegatte ist berechtigt, den gemeinsamen Haushalt für solange 
aufzuheben, als seine Persönlichkeit, seine wirtschaftliche Sicher-
heit oder das Wohl der Familie durch das Zusammenleben ernst-
lich gefährdet ist.

Art. 176
1 Ist die Aufhebung des gemeinsamen Haushaltes begründet, so 
muss das Gericht auf Begehren eines Ehegatten:

2. Während des 
Zusammenlebens

a. Geldleistungen

b. Entzug der 
Vertretungsbefugnis

3. Aufhebung des 
gemeinsamen Haushaltes

a. Gründe

b. Regelung des 
Getrenntlebens
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ZGB Art. 176a Das Familienrecht

1. die Unterhaltsbeiträge an die Kinder und den Unterhaltsbei-
trag an den Ehegatten festlegen;

2. die Benützung der Wohnung und des Hausrates regeln;
3. die Gütertrennung anordnen, wenn es die Umstände recht-

fertigen.
2 Diese Begehren kann ein Ehegatte auch stellen, wenn das Zu-
sammenleben unmöglich ist, namentlich weil der andere es grund-
los ablehnt.
3 Haben die Ehegatten minderjährige Kinder, so trifft das Gericht 
nach den Bestimmungen über die Wirkungen des Kindesverhält-
nisses die nötigen Massnahmen.

Art. 176a
Die Bestimmungen über die Inkassohilfe und die Vorschüsse bei 
Scheidung und bei den Wirkungen des Kindesverhältnisses finden 
Anwendung.

Art. 177
Erfüllt ein Ehegatte seine Unterhaltspflicht gegenüber der Familie 
nicht, so kann das Gericht dessen Schuldner anweisen, ihre Zah-
lungen ganz oder teilweise dem andern Ehegatten zu leisten.

Art. 178
1 Soweit es die Sicherung der wirtschaftlichen Grundlagen der 
Familie oder die Erfüllung einer vermögensrechtlichen Verpflich-
tung aus der ehelichen Gemeinschaft erfordert, kann das Gericht 
auf Begehren eines Ehegatten die Verfügung über bestimmte Ver-
mögenswerte von dessen Zustimmung abhängig machen.
2 Das Gericht trifft die geeigneten sichernden Massnahmen.
3 Untersagt es einem Ehegatten, über ein Grundstück zu verfügen, 
lässt es dies von Amtes wegen im Grundbuch anmerken.

Art. 179
1 Ändern sich die Verhältnisse, so passt das Gericht auf Begehren 
eines Ehegatten die Massnahmen an oder hebt sie auf, wenn ihr 
Grund weggefallen ist. Die Bestimmungen über die Änderung der 
Verhältnisse bei Scheidung gelten sinngemäss.

4. Vollstreckung

a. Inkassohilfe und 
Vorschüsse

b. Anweisungen an die 
Schuldner

5. Beschränkungen der 
Verfügungsbefugnis

6. Änderung der 
Verhältnisse
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Das Güterrecht der Ehegatten Art. 185 ZGB
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2 Nehmen die Ehegatten das Zusammenleben wieder auf, so fallen 
die für das Getrenntleben angeordneten Massnahmen mit Aus-
nahme der Gütertrennung und der Kindesschutzmassnahmen da-
hin.

Art. 180 … Aufgehoben

Sechster Titel: Das Güterrecht der Ehegatten

Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften

Art. 181
Die Ehegatten unterstehen den Vorschriften über die Errungen-
schaftsbeteiligung, sofern sie nicht durch Ehevertrag etwas anderes 
vereinbaren oder der ausserordentliche Güterstand eingetreten ist.

Art. 182
1 Ein Ehevertrag kann vor oder nach der Heirat geschlossen wer-
den.
2 Die Brautleute oder Ehegatten können ihren Güterstand nur in-
nerhalb der gesetzlichen Schranken wählen, aufheben oder ändern.

Art. 183
1 Wer einen Ehevertrag schliessen will, muss urteilsfähig sein.
2 Minderjährige sowie volljährige Personen unter einer Beistand-
schaft, die den Abschluss eines Ehevertrags umfasst, bedürfen der 
Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters.

Art. 184
Der Ehevertrag muss öffentlich beurkundet und von den vertrag-
schliessenden Personen sowie gegebenenfalls vom gesetzlichen 
Vertreter unterzeichnet werden.

Art. 185
1 Die Gütertrennung wird auf Begehren eines Ehegatten vom Ge-
richt angeordnet, wenn ein wichtiger Grund dafür vorliegt.
2 Ein wichtiger Grund liegt namentlich vor:

A. Ordentlicher 
Güterstand

B. Ehevertrag

I. Inhalt des Vertrages

II. Vertragsfähigkeit

III. Form des Vertrages

C. Ausserordentlicher 
Güterstand
I. Auf Begehren eines 
Ehegatten

1. Anordnung
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ZGB Art. 187 Das Familienrecht

1. wenn der andere Ehegatte überschuldet ist oder sein Anteil 
am Gesamtgut gepfändet wird;

2. wenn der andere Ehegatte die Interessen des Gesuchstellers 
oder der Gemeinschaft gefährdet;

3. wenn der andere Ehegatte in ungerechtfertigter Weise die 
erforderliche Zustimmung zu einer Verfügung über das Ge-
samtgut verweigert;

4. wenn der andere Ehegatte dem Gesuchsteller die Auskunft 
über sein Einkommen, sein Vermögen und seine Schulden 
oder über das Gesamtgut verweigert;

5. wenn der andere Ehegatte dauernd urteilsunfähig ist.
3 Ist ein Ehegatte dauernd urteilsunfähig, so kann sein gesetzli-
cher Vertreter auch aus diesem Grund die Anordnung der Güter-
trennung verlangen.

Art. 186 … Aufgehoben

Art. 187
1 Die Ehegatten können jederzeit durch Ehevertrag wieder ihren 
früheren oder einen andern Güterstand vereinbaren.
2 Ist der Grund der Gütertrennung weggefallen, so kann das Ge-
richt auf Begehren eines Ehegatten die Wiederherstellung des frü-
heren Güterstandes anordnen.

Art. 188
Wird über einen Ehegatten, der in Gütergemeinschaft lebt, der 
Konkurs eröffnet, so tritt von Gesetzes wegen Gütertrennung ein.

Art. 189
Ist ein Ehegatte, der in Gütergemeinschaft lebt, für eine Eigen-
schuld betrieben und sein Anteil am Gesamtgut gepfändet worden, 
so kann die Aufsichtsbehörde in Betreibungssachen beim Gericht 
die Anordnung der Gütertrennung verlangen.

Art. 190
1 Das Begehren richtet sich gegen beide Ehegatten.
2 … Aufgehoben

2. …

3. Aufhebung

II. Bei Konkurs  
und Pfändung

1. Bei Konkurs

2. Bei Pfändung

a. Anordnung

b. Begehren
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Das Güterrecht der Ehegatten Art. 195a ZGB
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Art. 191
1 Sind die Gläubiger befriedigt, so kann das Gericht auf Begehren 
eines Ehegatten die Wiederherstellung der Gütergemeinschaft an-
ordnen.
2 Die Ehegatten können durch Ehevertrag Errungenschaftsbeteili-
gung vereinbaren.

Art. 192
Tritt Gütertrennung ein, so gelten für die güterrechtliche Ausein-
andersetzung die Bestimmungen des bisherigen Güterstandes, so-
fern das Gesetz nichts anderes bestimmt.

Art. 193
1 Durch Begründung oder Änderung des Güterstandes oder durch 
güterrechtliche Auseinandersetzungen kann ein Vermögen, aus 
dem bis anhin die Gläubiger eines Ehegatten oder der Gemein-
schaft Befriedigung verlangen konnten, dieser Haftung nicht ent-
zogen werden.
2 Ist ein solches Vermögen auf einen Ehegatten übergegangen, so 
hat er die Schulden zu bezahlen, kann sich aber von dieser Haftung 
so weit befreien, als er nachweist, dass das empfangene Vermögen 
hiezu nicht ausreicht.

Art. 194 … Aufgehoben

Art. 195
1 Hat ein Ehegatte dem andern ausdrücklich oder stillschweigend 
die Verwaltung seines Vermögens überlassen, so gelten die Bestim-
mungen über den Auftrag, sofern nichts anderes vereinbart ist.
2 Die Bestimmungen über die Tilgung von Schulden zwischen 
Ehegatten bleiben vorbehalten.

Art. 195a
1 Jeder Ehegatte kann jederzeit vom andern verlangen, dass er bei 
der Aufnahme eines Inventars ihrer Vermögenswerte mit öffentli-
cher Urkunde mitwirkt.
2 Ein solches Inventar wird als richtig vermutet, wenn es binnen 
eines Jahres seit Einbringen der Vermögenswerte errichtet wurde.

3. Aufhebung

III. Güterrechtliche 
Auseinandersetzung

D. Schutz  
der Gläubiger

E. …

F. Verwaltung des 
Vermögens eines 
Ehegatten durch den 
andern

G. Inventar
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ZGB Art. 196 Das Familienrecht

Zweiter Abschnitt: Der ordentliche Güterstand der 
Errungenschaftsbeteiligung

Art. 196
Der Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung umfasst die Er-
rungenschaft und das Eigengut jedes Ehegatten.

Art. 197
1 Errungenschaft sind die Vermögenswerte, die ein Ehegatte wäh-
rend der Dauer des Güterstandes entgeltlich erwirbt.
2 Die Errungenschaft eines Ehegatten umfasst insbesondere:

1. seinen Arbeitserwerb;
2. die Leistungen von Personalfürsorgeeinrichtungen, Sozial-

versicherungen und Sozialfürsorgeeinrichtungen;
3. die Entschädigungen wegen Arbeitsunfähigkeit;
4. die Erträge seines Eigengutes;
5. Ersatzanschaffungen für Errungenschaft.

Art. 198
Eigengut sind von Gesetzes wegen:

1. die Gegenstände, die einem Ehegatten ausschliesslich zum 
persönlichen Gebrauch dienen;

2. die Vermögenswerte, die einem Ehegatten zu Beginn des 
Güterstandes gehören oder ihm später durch Erbgang oder 
sonstwie unentgeltlich zufallen;

3. Genugtuungsansprüche;
4. Ersatzanschaffungen für Eigengut.

Art. 199
1 Die Ehegatten können durch Ehevertrag Vermögenswerte der 
Errungenschaft, die für die Ausübung eines Berufes oder den Be-
trieb eines Gewerbes bestimmt sind, zu Eigengut erklären.
2 Überdies können die Ehegatten durch Ehevertrag vereinbaren, 
dass Erträge aus dem Eigengut nicht in die Errungenschaft fallen.

A. Eigentumsverhältnisse

I. Zusammensetzung

II. Errungenschaft

III. Eigengut

1. Nach Gesetz

2. Nach Ehevertrag
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Das Güterrecht der Ehegatten Art. 204 ZGB
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Art. 200
1 Wer behauptet, ein bestimmter Vermögenswert sei Eigentum des 
einen oder andern Ehegatten, muss dies beweisen.
2 Kann dieser Beweis nicht erbracht werden, so wird Miteigentum 
beider Ehegatten angenommen.
3 Alles Vermögen eines Ehegatten gilt bis zum Beweis des Gegen-
teils als Errungenschaft.

Art. 201
1 Innerhalb der gesetzlichen Schranken verwaltet und nutzt jeder 
Ehegatte seine Errungenschaft und sein Eigengut und verfügt dar-
über.
2 Steht ein Vermögenswert im Miteigentum beider Ehegatten, so 
kann kein Ehegatte ohne Zustimmung des andern über seinen 
Anteil verfügen, sofern nichts anderes vereinbart ist.

Art. 202
Jeder Ehegatte haftet für seine Schulden mit seinem gesamten Ver-
mögen.

Art. 203
1 Der Güterstand hat keinen Einfluss auf die Fälligkeit von Schul-
den zwischen Ehegatten.
2 Bereitet indessen die Zahlung von Geldschulden oder die Erstat-
tung geschuldeter Sachen dem verpflichteten Ehegatten ernstliche 
Schwierigkeiten, welche die eheliche Gemeinschaft gefährden, so 
kann er verlangen, dass ihm Fristen eingeräumt werden; die Forde-
rung ist sicherzustellen, wenn es die Umstände rechtfertigen.

Art. 204
1 Der Güterstand wird mit dem Tod eines Ehegatten oder mit der 
Vereinbarung eines andern Güterstandes aufgelöst.
2 Bei Scheidung, Trennung, Ungültigerklärung der Ehe oder ge-
richtlicher Anordnung der Gütertrennung wird die Auflösung des 
Güterstandes auf den Tag zurückbezogen, an dem das Begehren 
eingereicht worden ist.

IV. Beweis

B. Verwaltung, Nutzung 
und Verfügung

C. Haftung gegenüber 
Dritten

D. Schulden zwischen 
Ehegatten

E. Auflösung des 
Güterstandes und 
Auseinandersetzung

I. Zeitpunkt der Auflösung
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ZGB Art. 205 Das Familienrecht

Art. 205
1 Jeder Ehegatte nimmt seine Vermögenswerte zurück, die sich im 
Besitz des andern Ehegatten befinden.
2 Steht ein Vermögenswert im Miteigentum und weist ein Ehegat-
te ein überwiegendes Interesse nach, so kann er neben den übrigen 
gesetzlichen Massnahmen verlangen, dass ihm dieser Vermögens-
wert gegen Entschädigung des andern Ehegatten ungeteilt zuge-
wiesen wird.
3 Die Ehegatten regeln ihre gegenseitigen Schulden.

Art. 206
1 Hat ein Ehegatte zum Erwerb, zur Verbesserung oder zur Erhal-
tung von Vermögensgegenständen des andern ohne entsprechende 
Gegenleistung beigetragen und besteht im Zeitpunkt der Ausein-
andersetzung ein Mehrwert, so entspricht seine Forderung dem 
Anteil seines Beitrages und wird nach dem gegenwärtigen Wert der 
Vermögensgegenstände berechnet; ist dagegen ein Minderwert 
eingetreten, so entspricht die Forderung dem ursprünglichen Bei-
trag.
2 Ist einer dieser Vermögensgegenstände vorher veräussert wor-
den, so berechnet sich die Forderung nach dem bei der Veräusse-
rung erzielten Erlös und wird sofort fällig.
3 Die Ehegatten können durch schriftliche Vereinbarung den 
Mehrwertanteil ausschliessen oder ändern.

Art. 207
1 Errungenschaft und Eigengut jedes Ehegatten werden nach ih-
rem Bestand im Zeitpunkt der Auflösung des Güterstandes ausge-
schieden.
2 Die Kapitalleistung, die ein Ehegatte von einer Vorsorgeeinrich-
tung oder wegen Arbeitsunfähigkeit erhalten hat, wird im Betrag 
des Kapitalwertes der Rente, die dem Ehegatten bei Auflösung des 
Güterstandes zustünde, dem Eigengut zugerechnet.

Art. 208
1 Zur Errungenschaft hinzugerechnet werden:

1. unentgeltliche Zuwendungen, die ein Ehegatte während der 
letzten fünf Jahre vor Auflösung des Güterstandes ohne Zu-

II. Rücknahme von 
Vermögenswerten und  

Regelung der Schulden

1. Im Allgemeinen

2. Mehrwertanteil des 
Ehegatten

III. Berechnung des 
Vorschlages jedes 

Ehegatten

1. Ausscheidung  
der Errungenschaft und 

des Eigengutes

2. Hinzurechnung
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Das Güterrecht der Ehegatten Art. 212 ZGB
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stimmung des andern Ehegatten gemacht hat, ausgenommen 
die üblichen Gelegenheitsgeschenke;

2. Vermögensentäusserungen, die ein Ehegatte während der 
Dauer des Güterstandes vorgenommen hat, um den Beteili-
gungsanspruch des andern zu schmälern.

2 … Aufgehoben

Art. 209
1 Sind Schulden der Errungenschaft aus dem Eigengut oder Schul-
den des Eigengutes aus der Errungenschaft eines Ehegatten bezahlt 
worden, so besteht bei der güterrechtlichen Auseinandersetzung 
eine Ersatzforderung.
2 Eine Schuld belastet die Vermögensmasse, mit welcher sie sach-
lich zusammenhängt, im Zweifel aber die Errungenschaft.
3 Haben Mittel der einen Vermögensmasse zum Erwerb, zur Ver-
besserung oder zur Erhaltung von Vermögensgegenständen der 
andern beigetragen und ist ein Mehr- oder ein Minderwert einge-
treten, so entspricht die Ersatzforderung dem Anteil des Beitrages 
und wird nach dem Wert der Vermögensgegenstände im Zeitpunkt 
der Auseinandersetzung oder der Veräusserung berechnet.

Art. 210
1 Was vom Gesamtwert der Errungenschaft, einschliesslich der 
hinzugerechneten Vermögenswerte und der Ersatzforderungen, 
nach Abzug der auf ihr lastenden Schulden verbleibt, bildet den 
Vorschlag.
2 Ein Rückschlag wird nicht berücksichtigt.

Art. 211
Bei der güterrechtlichen Auseinandersetzung sind die Vermögens-
gegenstände zu ihrem Verkehrswert einzusetzen.

Art. 212
1 Ein landwirtschaftliches Gewerbe, das ein Ehegatte als Eigentü-
mer selber weiterbewirtschaftet oder für das der überlebende Ehe-
gatte oder ein Nachkomme begründet Anspruch auf ungeteilte 
Zuweisung erhebt, ist bei Berechnung des Mehrwertanteils und der 
Beteiligungsforderung zum Ertragswert einzusetzen.

3. Ersatzforderungen 
zwischen Errungenschaft 
und Eigengut

4. Vorschlag

IV. Wertbestimmung

1. Verkehrswert

2. Ertragswert

a. Im Allgemeinen
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ZGB Art. 213 Das Familienrecht

2 Der Eigentümer des landwirtschaftlichen Gewerbes oder seine 
Erben können gegenüber dem andern Ehegatten als Mehrwertan-
teil oder als Beteiligungsforderung nur den Betrag geltend machen, 
den sie bei Anrechnung des Gewerbes zum Verkehrswert erhielten.
3 Die erbrechtlichen Bestimmungen über die Bewertung und über 
den Anteil der Miterben am Gewinn gelten sinngemäss.

Art. 213
1 Der Anrechnungswert kann angemessen erhöht werden, wenn 
besondere Umstände es rechtfertigen.
2 Als besondere Umstände gelten insbesondere die Unterhaltsbe-
dürfnisse des überlebenden Ehegatten, der Ankaufspreis des land-
wirtschaftlichen Gewerbes einschliesslich der Investitionen oder 
die Vermögensverhältnisse des Ehegatten, dem das landwirtschaft-
liche Gewerbe gehört.

Art. 214
1 Massgebend für den Wert der bei der Auflösung des Güterstan-
des vorhandenen Errungenschaft ist der Zeitpunkt der Auseinan-
dersetzung.
2 Für Vermögenswerte, die zur Errungenschaft hinzugerechnet 
werden, ist der Zeitpunkt massgebend, in dem sie veräussert wor-
den sind.

Art. 215
1 Jedem Ehegatten oder seinen Erben steht die Hälfte des Vor-
schlages des andern zu.
2 Die Forderungen werden verrechnet.

Art. 216
1 Durch Ehevertrag kann eine andere Beteiligung am Vorschlag 
vereinbart werden.
2 Solche Vereinbarungen dürfen die Pflichtteilsansprüche der 
nichtgemeinsamen Kinder und deren Nachkommen nicht beein-
trächtigen.

b. Besondere Umstände

3. Massgebender 
Zeitpunkt

V. Beteiligung am 
Vorschlag

1. Nach Gesetz

2. Nach Vertrag

a. Im Allgemeinen
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Das Güterrecht der Ehegatten Art. 220 ZGB
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Art. 217
Bei Scheidung, Trennung, Ungültigerklärung der Ehe oder gericht-
licher Anordnung der Gütertrennung gelten Vereinbarungen über 
die Änderung der gesetzlichen Beteiligung am Vorschlag nur, 
wenn der Ehevertrag dies ausdrücklich vorsieht.

Art. 218
1 Bringt die sofortige Bezahlung der Beteiligungsforderung und 
des Mehrwertanteils den verpflichteten Ehegatten in ernstliche 
Schwierigkeiten, so kann er verlangen, dass ihm Zahlungsfristen 
eingeräumt werden.
2 Die Beteiligungsforderung und der Mehrwertanteil sind, soweit 
die Parteien nichts anderes vereinbaren, vom Abschluss der Ausei-
nandersetzung an zu verzinsen und, wenn es die Umstände recht-
fertigen, sicherzustellen.

Art. 219
1 Damit der überlebende Ehegatte seine bisherige Lebensweise 
beibehalten kann, wird ihm auf sein Verlangen am Haus oder an 
der Wohnung, worin die Ehegatten gelebt haben und die dem ver-
storbenen Ehegatten gehört hat, die Nutzniessung oder ein Wohn-
recht auf Anrechnung zugeteilt; vorbehalten bleibt eine andere 
ehevertragliche Regelung.
2 Unter den gleichen Voraussetzungen kann er die Zuteilung des 
Eigentums am Hausrat verlangen.
3 Wo die Umstände es rechtfertigen, kann auf Verlangen des über-
lebenden Ehegatten oder der andern gesetzlichen Erben des Ver-
storbenen statt der Nutzniessung oder des Wohnrechts das Eigen-
tum am Haus oder an der Wohnung eingeräumt werden.
4 An Räumlichkeiten, in denen der Erblasser einen Beruf ausübte 
oder ein Gewerbe betrieb und die ein Nachkomme zu dessen Wei-
terführung benötigt, kann der überlebende Ehegatte diese Rechte 
nicht beanspruchen; die Vorschriften des bäuerlichen Erbrechts 
bleiben vorbehalten.

Art. 220
1 Deckt das Vermögen des verpflichteten Ehegatten oder seine 
Erbschaft bei der güterrechtlichen Auseinandersetzung die Beteili-

b. Bei Scheidung, 
Trennung, 
Ungültigerklärung der Ehe 
oder gerichtlicher 
Gütertrennung

VI. Bezahlung der 
Beteiligungsforderung 
und des Mehrwertanteils

1. Zahlungsaufschub

2. Wohnung und Hausrat

3. Klage gegen Dritte
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ZGB Art. 221 Das Familienrecht

gungsforderung nicht, so können der berechtigte Ehegatte oder 
seine Erben Zuwendungen, die der Errungenschaft hinzuzurech-
nen sind, bis zur Höhe des Fehlbetrages bei den begünstigten Drit-
ten einfordern.
2 Das Klagerecht erlischt ein Jahr nachdem der Ehegatte oder sei-
ne Erben von der Verletzung ihrer Rechte Kenntnis erhalten haben, 
in jedem Fall aber zehn Jahre nach der Auflösung des Güterstan-
des.
3 Im Übrigen gelten die Bestimmungen über die erbrechtliche 
Herabsetzungsklage sinngemäss.

Dritter Abschnitt: Die Gütergemeinschaft

Art. 221
Der Güterstand der Gütergemeinschaft umfasst das Gesamtgut 
und das Eigengut jedes Ehegatten.

Art. 222
1 Die allgemeine Gütergemeinschaft vereinigt das Vermögen und 
die Einkünfte der Ehegatten zu einem Gesamtgut, mit Ausnahme 
der Gegenstände, die von Gesetzes wegen Eigengut sind.
2 Das Gesamtgut gehört beiden Ehegatten ungeteilt.
3 Kein Ehegatte kann über seinen Anteil am Gesamtgut verfügen.

Art. 223
1 Die Ehegatten können durch Ehevertrag die Gemeinschaft auf 
die Errungenschaft beschränken.
2 Die Erträge des Eigengutes fallen in das Gesamtgut.

Art. 224
1 Die Ehegatten können durch Ehevertrag bestimmte Vermögens-
werte oder Arten von Vermögenswerten, wie Grundstücke, den 
Arbeitserwerb eines Ehegatten oder Vermögenswerte, mit denen 
dieser einen Beruf ausübt oder ein Gewerbe betreibt, von der Ge-
meinschaft ausschliessen.
2 Sofern nichts anderes vereinbart ist, fallen die Erträge dieser 
Vermögenswerte nicht in das Gesamtgut.

A. Eigentumsverhältnisse

I. Zusammensetzung

II. Gesamtgut

1. Allgemeine 
Gütergemeinschaft

2. Beschränkte 
Gütergemeinschaften

a. Errungen schafts-
gemeinschaft

b. Andere 
Gütergemeinschaften
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Art. 225
1 Eigengut entsteht durch Ehevertrag, durch Zuwendung Dritter 
oder von Gesetzes wegen.
2 Von Gesetzes wegen umfasst das Eigengut jedes Ehegatten die 
Gegenstände, die ihm ausschliesslich zum persönlichen Gebrauch 
dienen, sowie die Genugtuungsansprüche.
3 Was ein Ehegatte als Pflichtteil zu beanspruchen hat, kann ihm 
von seinen Verwandten nicht als Eigengut zugewendet werden, so-
fern der Ehevertrag vorsieht, dass diese Vermögenswerte Gesamt-
gut sind.

Art. 226
Alle Vermögenswerte gelten als Gesamtgut, solange nicht bewiesen 
ist, dass sie Eigengut eines Ehegatten sind.

Art. 227
1 Die Ehegatten verwalten das Gesamtgut im Interesse der eheli-
chen Gemeinschaft.
2 Jeder Ehegatte kann in den Schranken der ordentlichen Verwal-
tung die Gemeinschaft verpflichten und über das Gesamtgut verfü-
gen.

Art. 228
1 Die Ehegatten können ausser für die ordentliche Verwaltung nur 
gemeinsam oder der eine nur mit Einwilligung des andern die Ge-
meinschaft verpflichten und über das Gesamtgut verfügen.
2 Dritte dürfen diese Einwilligung voraussetzen, sofern sie nicht 
wissen oder wissen sollten, dass sie fehlt.
3 Die Bestimmungen über die Vertretung der ehelichen Gemein-
schaft bleiben vorbehalten.

Art. 229
Übt ein Ehegatte mit Zustimmung des andern mit Mitteln des Ge-
samtgutes allein einen Beruf aus oder betreibt er allein ein Gewer-
be, so kann er alle Rechtsgeschäfte vornehmen, die diese Tätigkei-
ten mit sich bringen.

III. Eigengut

IV. Beweis

B. Verwaltung und 
Verfügung
I. Gesamtgut

1. Ordentliche Verwaltung

2. Ausserordentliche 
Verwaltung

3. Beruf oder Gewerbe der 
Gemeinschaft
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ZGB Art. 230 Das Familienrecht

Art. 230
1 Ohne Zustimmung des andern kann ein Ehegatte weder eine 
Erbschaft, die ins Gesamtgut fallen würde, ausschlagen noch eine 
überschuldete Erbschaft annehmen.
2 Kann der Ehegatte diese Zustimmung nicht einholen oder wird 
sie ihm ohne triftigen Grund verweigert, so kann er das Gericht 
anrufen.

Art. 231
1 Für Handlungen, die das Gesamtgut betreffen, ist jeder Ehegatte 
bei Auflösung des Güterstandes gleich einem Beauftragten verant-
wortlich.
2 Die Kosten der Verwaltung werden dem Gesamtgut belastet.

Art. 232
1 Innerhalb der gesetzlichen Schranken verwaltet jeder Ehegatte 
sein Eigengut und verfügt darüber.
2 Fallen die Erträge in das Eigengut, werden die Kosten der Ver-
waltung diesem belastet.

Art. 233
Jeder Ehegatte haftet mit seinem Eigengut und dem Gesamtgut:

1. für Schulden, die er in Ausübung seiner Befugnisse zur Ver-
tretung der ehelichen Gemeinschaft oder zur Verwaltung des 
Gesamtgutes eingeht;

2. für Schulden, die er in Ausübung eines Berufes oder Gewer-
bes eingeht, sofern für diese Mittel des Gesamtgutes verwen-
det werden oder deren Erträge ins Gesamtgut fallen;

3. für Schulden, für die auch der andere Ehegatte persönlich 
einzustehen hat;

4. für Schulden, bei welchen die Ehegatten mit dem Dritten 
vereinbart haben, dass das Gesamtgut neben dem Eigengut 
des Schuldners haftet.

Art. 234
1 Für alle übrigen Schulden haftet ein Ehegatte nur mit seinem 
Eigengut und der Hälfte des Wertes des Gesamtgutes.

4. Ausschlagung  
und Annahme von 

Erbschaften

5. Verantwortlichkeit und 
Verwaltungskosten

II. Eigengut

C. Haftung gegenüber 
Dritten

I. Vollschulden

II. Eigenschulden
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2 Vorbehalten bleiben die Ansprüche wegen Bereicherung der 
Gemeinschaft.

Art. 235
1 Der Güterstand hat keinen Einfluss auf die Fälligkeit von Schul-
den zwischen Ehegatten.
2 Bereitet indessen die Zahlung von Geldschulden oder die Erstat-
tung geschuldeter Sachen dem verpflichteten Ehegatten ernstliche 
Schwierigkeiten, welche die eheliche Gemeinschaft gefährden, so 
kann er verlangen, dass ihm Fristen eingeräumt werden; die Forde-
rung ist sicherzustellen, wenn es die Umstände rechtfertigen.

Art. 236
1 Der Güterstand wird mit dem Tod eines Ehegatten, mit der Ver-
einbarung eines andern Güterstandes oder mit der Konkurseröff-
nung über einen Ehegatten aufgelöst.
2 Bei Scheidung, Trennung, Ungültigerklärung der Ehe oder ge-
richtlicher Anordnung der Gütertrennung wird die Auflösung des 
Güterstandes auf den Tag zurückbezogen, an dem das Begehren 
eingereicht worden ist.
3 Für die Zusammensetzung des Gesamtgutes und des Eigengutes 
ist der Zeitpunkt der Auflösung des Güterstandes massgebend.

Art. 237
Die Kapitalleistung, die ein Ehegatte von einer Vorsorgeeinrich-
tung oder wegen Arbeitsunfähigkeit erhalten hat und die Gesamt-
gut geworden ist, wird im Betrag des Kapitalwertes der Rente, die 
dem Ehegatten bei Auflösung des Güterstandes zustünde, dem Ei-
gengut zugerechnet.

Art. 238
1 Bei der güterrechtlichen Auseinandersetzung bestehen zwischen 
dem Gesamtgut und dem Eigengut jedes Ehegatten Ersatzforde-
rungen, wenn Schulden, die die eine Vermögensmasse belasten, 
mit Mitteln der andern bezahlt worden sind.
2 Eine Schuld belastet die Vermögensmasse, mit welcher sie zu-
sammenhängt, im Zweifel aber das Gesamtgut.

D. Schulden zwischen 
Ehegatten

E. Auflösung des 
Güterstandes und 
Auseinandersetzung

I. Zeitpunkt der Auflösung

II. Zuweisung zum 
Eigengut

III. Ersatzforderungen 
zwischen Gesamtgut  
und Eigengut
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Art. 239
Hat das Eigengut eines Ehegatten oder das Gesamtgut zum Erwerb, 
zur Verbesserung oder zur Erhaltung eines Vermögensgegenstan-
des einer andern Vermögensmasse beigetragen, so gelten sinnge-
mäss die Bestimmungen über den Mehrwertanteil bei der Errun-
genschaftsbeteiligung.

Art. 240
Massgebend für den Wert des bei Auflösung des Güterstandes vor-
handenen Gesamtgutes ist der Zeitpunkt der Auseinandersetzung.

Art. 241
1 Wird die Gütergemeinschaft durch Tod eines Ehegatten oder 
durch Vereinbarung eines andern Güterstandes aufgelöst, so steht 
jedem Ehegatten oder seinen Erben die Hälfte des Gesamtgutes zu.
2 Durch Ehevertrag kann eine andere Teilung vereinbart werden.
3 Solche Vereinbarungen dürfen die Pflichtteilsansprüche der 
Nachkommen nicht beeinträchtigen.

Art. 242
1 Bei Scheidung, Trennung, Ungültigerklärung der Ehe oder Ein-
tritt der gesetzlichen oder gerichtlichen Gütertrennung nimmt je-
der Ehegatte vom Gesamtgut zurück, was unter der Errungen-
schaftsbeteiligung sein Eigengut wäre.
2 Das übrige Gesamtgut fällt den Ehegatten je zur Hälfte zu.
3 Vereinbarungen über die Änderung der gesetzlichen Teilung 
gelten nur, wenn der Ehevertrag dies ausdrücklich vorsieht.

Art. 243
Wird die Gütergemeinschaft durch Tod eines Ehegatten aufgelöst, 
so kann der überlebende Ehegatte verlangen, dass ihm auf Anrech-
nung überlassen wird, was unter der Errungenschaftsbeteiligung 
sein Eigengut wäre.

Art. 244
1 Gehören das Haus oder die Wohnung, worin die Ehegatten ge-
lebt haben, oder Hausratsgegenstände zum Gesamtgut, so kann der 

IV. Mehrwertanteil

V. Wertbestimmung

VI. Teilung

1. Bei Tod oder 
Vereinbarung eines andern 

Güterstandes

2. In den übrigen Fällen

VII. Durchführung der 
Teilung

1. Eigengut

2. Wohnung und Hausrat

LEX_Textsammlung-ZGB-OR_1A-2019_978-3-0355-1497-1.indb   96 01.03.2019   14:46:19

© Stämpfli Verlag AG  – Urheberrechtlich geschütztes Material – Jede Weitergabe an Dritte ist untersagt. 
Textsammlung ZBB/OR mit SchKG und BV, 2019



97

Das Güterrecht der Ehegatten Art. 250 ZGB

Z
G

B

überlebende Ehegatte verlangen, dass ihm das Eigentum daran auf 
Anrechnung zugeteilt wird.
2 Wo die Umstände es rechtfertigen, kann auf Verlangen des über-
lebenden Ehegatten oder der andern gesetzlichen Erben des Ver-
storbenen statt des Eigentums die Nutzniessung oder ein Wohn-
recht eingeräumt werden.
3 Wird die Gütergemeinschaft nicht durch Tod aufgelöst, kann 
jeder Ehegatte diese Begehren stellen, wenn er ein überwiegendes 
Interesse nachweist.

Art. 245
Weist ein Ehegatte ein überwiegendes Interesse nach, so kann er 
verlangen, dass ihm auch andere Vermögenswerte auf Anrechnung 
zugeteilt werden.

Art. 246
Im Übrigen gelten die Bestimmungen über die Teilung von Mitei-
gentum und die Durchführung der Erbteilung sinngemäss.

Vierter Abschnitt: Die Gütertrennung

Art. 247
Innerhalb der gesetzlichen Schranken verwaltet und nutzt jeder 
Ehegatte sein Vermögen und verfügt darüber.

Art. 248
1 Wer behauptet, ein bestimmter Vermögenswert sei Eigentum des 
einen oder andern Ehegatten, muss dies beweisen.
2 Kann dieser Beweis nicht erbracht werden, so wird Miteigentum 
beider Ehegatten angenommen.

Art. 249
Jeder Ehegatte haftet für seine Schulden mit seinem gesamten Ver-
mögen.

Art. 250
1 Der Güterstand hat keinen Einfluss auf die Fälligkeit von Schul-
den zwischen Ehegatten.

3. Andere Vermögenswerte

4. Andere 
Teilungsvorschriften

A. Verwaltung, Nutzung 
und Verfügung
I. Im Allgemeinen

II. Beweis

B. Haftung 
gegenüberDritten

C. Schulden zwischen 
Ehegatten
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2 Bereitet indessen die Zahlung von Geldschulden oder die Erstat-
tung geschuldeter Sachen dem verpflichteten Ehegatten ernstliche 
Schwierigkeiten, welche die eheliche Gemeinschaft gefährden, so 
kann er verlangen, dass ihm Fristen eingeräumt werden; die Forde-
rung ist sicherzustellen, wenn es die Umstände rechtfertigen.

Art. 251
Steht ein Vermögenswert im Miteigentum und weist ein Ehegatte 
ein überwiegendes Interesse nach, so kann er bei Auflösung des 
Güterstandes neben den übrigen gesetzlichen Massnahmen verlan-
gen, dass ihm dieser Vermögenswert gegen Entschädigung des an-
dern Ehegatten ungeteilt zugewiesen wird.

Zweite Abteilung: Die Verwandtschaft

Siebenter Titel:  
Die Entstehung des Kindesverhältnisses

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 252
1 Das Kindesverhältnis entsteht zwischen dem Kind und der Mut-
ter mit der Geburt.
2 Zwischen dem Kind und dem Vater wird es kraft der Ehe der 
Mutter begründet oder durch Anerkennung oder durch das Ge-
richt festgestellt.
3 Ausserdem entsteht das Kindesverhältnis durch Adoption.

Art. 253 … Aufgehoben 

Art. 254 … Aufgehoben

Zweiter Abschnitt:  
Die Vaterschaft des Ehemannes

Art. 255
1 Ist ein Kind während der Ehe geboren, so gilt der Ehemann als 
Vater.

D. Zuweisung bei 
Miteigentum

A. Entstehung des 
Kindesverhältnisses im 

Allgemeinen

B. …

A. Vermutung
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2 Stirbt der Ehemann, so gilt er als Vater, wenn das Kind innert 
300 Tagen nach seinem Tod geboren wird oder bei späterer Geburt 
nachgewiesenermassen vor dem Tod des Ehemannes gezeugt wor-
den ist.
3 Wird der Ehemann für verschollen erklärt, so gilt er als Vater, 
wenn das Kind vor Ablauf von 300 Tagen seit dem Zeitpunkt der 
Todesgefahr oder der letzten Nachricht geboren worden ist.

Art. 256
1 Die Vermutung der Vaterschaft kann beim Gericht angefochten 
werden:

1. vom Ehemann;
2. vom Kind, wenn während seiner Minderjährigkeit der ge-

meinsame Haushalt der Ehegatten aufgehört hat.
2 Die Klage des Ehemannes richtet sich gegen das Kind und die 
Mutter, die Klage des Kindes gegen den Ehemann und die Mutter.
3 Der Ehemann hat keine Klage, wenn er der Zeugung durch einen 
Dritten zugestimmt hat. Für das Anfechtungsrecht des Kindes 
bleibt das Fortpflanzungsmedizingesetz vom 18.  Dezember 1998 
vorbehalten.

Art. 256a
1 Ist ein Kind während der Ehe gezeugt worden, so hat der Kläger 
nachzuweisen, dass der Ehemann nicht der Vater ist.
2 Ist das Kind frühestens 180 Tage nach Abschluss und spätestens 
300 Tage nach Auflösung der Ehe durch Tod geboren, so wird ver-
mutet, dass es während der Ehe gezeugt worden ist.

Art. 256b
1 Ist ein Kind vor Abschluss der Ehe oder zu einer Zeit gezeugt 
worden, da der gemeinsame Haushalt aufgehoben war, so ist die 
Anfechtung nicht weiter zu begründen.
2 Die Vaterschaft des Ehemannes wird jedoch auch in diesem Fall 
vermutet, wenn glaubhaft gemacht wird, dass er um die Zeit der 
Empfängnis der Mutter beigewohnt hat.

B. Anfechtung

I. Klagerecht

II. Klagegrund

1. Bei Zeugung während 
der Ehe

2. Bei Zeugung vor der Ehe 
oder während Aufhebung 
des Haushaltes
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ZGB Art. 256c Das Familienrecht

Art. 256c
1 Der Ehemann hat die Klage binnen Jahresfrist einzureichen, 
seitdem er die Geburt und die Tatsache erfahren hat, dass er nicht 
der Vater ist oder dass ein Dritter der Mutter um die Zeit der Emp-
fängnis beigewohnt hat, in jedem Fall aber vor Ablauf von fünf 
Jahren seit der Geburt.
2 Die Klage des Kindes ist spätestens ein Jahr nach Erreichen der 
Volljährigkeit zu erheben.
3 Nach Ablauf der Frist wird eine Anfechtung zugelassen, wenn 
die Verspätung mit wichtigen Gründen entschuldigt wird.

Art. 257
1 Ist ein Kind vor Ablauf von 300 Tagen seit der Auflösung der Ehe 
durch Tod geboren und hat die Mutter inzwischen eine neue Ehe 
geschlossen, so gilt der zweite Ehemann als Vater.
2 Wird diese Vermutung beseitigt, so gilt der erste Ehemann als 
Vater.

Art. 258
1 Ist der Ehemann vor Ablauf der Klagefrist gestorben oder urteil-
sunfähig geworden, so kann die Anfechtungsklage von seinem 
Vater oder seiner Mutter erhoben werden.
2 Die Bestimmungen über die Anfechtung durch den Ehemann 
finden entsprechende Anwendung.
3 Die einjährige Klagefrist beginnt frühestens mit der Kenntnis 
des Todes oder der Urteilsunfähigkeit des Ehemannes.

Art. 259
1 Heiraten die Eltern einander, so finden auf das vorher geborene 
Kind die Bestimmungen über das während der Ehe geborene ent-
sprechende Anwendung, sobald die Vaterschaft des Ehemannes 
durch Anerkennung oder Urteil festgestellt ist.
2 Die Anerkennung kann angefochten werden:

1. von der Mutter;
2. vom Kind, oder nach seinem Tode von den Nachkommen, 

wenn während seiner Minderjährigkeit der gemeinsame 
Haushalt der Ehegatten aufgehört hat oder die Anerkennung 

III. Klagefrist

C. Zusammentreffen 
zweier Vermutungen

D. Klage der Eltern

E. Heirat der Eltern
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erst nach Vollendung seines zwölften Altersjahres ausgespro-
chen worden ist;

3. von der Heimat- oder Wohnsitzgemeinde des Ehemannes;
4. vom Ehemann.

3 Die Vorschriften über die Anfechtung der Anerkennung finden 
entsprechende Anwendung.

Dritter Abschnitt:  
Anerkennung und Vaterschaftsurteil

Art. 260
1 Besteht das Kindesverhältnis nur zur Mutter, so kann der Vater 
das Kind anerkennen.
2 Ist der Anerkennende minderjährig, steht er unter umfassender 
Beistandschaft oder hat die Erwachsenenschutzbehörde eine ent-
sprechende Anordnung getroffen, so ist die Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters notwendig.
3 Die Anerkennung erfolgt durch Erklärung vor dem Zivilstands-
beamten oder durch letztwillige Verfügung oder, wenn eine Klage 
auf Feststellung der Vaterschaft hängig ist, vor dem Gericht.

Art. 260a
1 Die Anerkennung kann von jedermann, der ein Interesse hat, 
beim Gericht angefochten werden, namentlich von der Mutter, 
vom Kind und nach seinem Tode von den Nachkommen sowie von 
der Heimat- oder Wohnsitzgemeinde des Anerkennenden.
2 Dem Anerkennenden steht diese Klage nur zu, wenn er das Kind 
unter dem Einfluss einer Drohung mit einer nahen und erhebli-
chen Gefahr für das Leben, die Gesundheit, die Ehre oder das 
Vermögen seiner selbst oder einer ihm nahe stehenden Person oder 
in einem Irrtum über seine Vaterschaft anerkannt hat.
3 Die Klage richtet sich gegen den Anerkennenden und das Kind, 
soweit diese nicht selber klagen.

Art. 260b
1 Der Kläger hat zu beweisen, dass der Anerkennende nicht der 
Vater des Kindes ist.

A. Anerkennung

I. Zulässigkeit und Form

II. Anfechtung

1. Klagerecht

2. Klagegrund
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2 Mutter und Kind haben diesen Beweis jedoch nur zu erbringen, 
wenn der Anerkennende glaubhaft macht, dass er der Mutter um 
die Zeit der Empfängnis beigewohnt habe.

Art. 260c
1 Die Klage ist binnen Jahresfrist einzureichen, seitdem der Kläger 
von der Anerkennung und von der Tatsache Kenntnis erhielt, dass 
der Anerkennende nicht der Vater ist oder dass ein Dritter der 
Mutter um die Zeit der Empfängnis beigewohnt hat, oder seitdem 
er den Irrtum entdeckte oder seitdem die Drohung wegfiel, in je-
dem Fall aber vor Ablauf von fünf Jahren seit der Anerkennung.
2 Die Klage des Kindes kann in jedem Fall bis zum Ablauf eines 
Jahres nach Erreichen der Volljährigkeit erhoben werden.
3 Nach Ablauf der Frist wird eine Anfechtung zugelassen, wenn 
die Verspätung mit wichtigen Gründen entschuldigt wird.

Art. 261
1 Sowohl die Mutter als das Kind können auf Feststellung des Kin-
desverhältnisses zwischen dem Kind und dem Vater klagen.
2 Die Klage richtet sich gegen den Vater oder, wenn er gestorben 
ist, nacheinander gegen seine Nachkommen, Eltern oder Ge-
schwister oder, wenn solche fehlen, gegen die zuständige Behörde 
seines letzten Wohnsitzes.
3 Ist der Vater gestorben, so wird seiner Ehefrau zur Wahrung ih-
rer Interessen die Einreichung der Klage vom Gericht mitgeteilt.

Art. 262
1 Hat der Beklagte in der Zeit vom 300. bis zum 180. Tag vor der 
Geburt des Kindes der Mutter beigewohnt, so wird seine Vater-
schaft vermutet.
2 Diese Vermutung gilt auch, wenn das Kind vor dem 300. oder 
nach dem 180. Tag vor der Geburt gezeugt worden ist und der Be-
klagte der Mutter um die Zeit der Empfängnis beigewohnt hat.
3 Die Vermutung fällt weg, wenn der Beklagte nachweist, dass 
seine Vaterschaft ausgeschlossen oder weniger wahrscheinlich ist 
als die eines Dritten.

3. Klagefrist

B. Vaterschaftsklage

I. Klagerecht

II. Vermutung
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Art. 263
1 Die Klage kann vor oder nach der Niederkunft angebracht wer-
den, ist aber einzureichen:

1. von der Mutter vor Ablauf eines Jahres seit der Geburt;
2. vom Kind vor Ablauf eines Jahres nach Erreichen der Voll-

jährigkeit.
2 Besteht schon ein Kindesverhältnis zu einem andern Mann, so 
kann die Klage in jedem Fall innerhalb eines Jahres seit dem Tag, 
da es beseitigt ist, angebracht werden.
3 Nach Ablauf der Frist wird eine Klage zugelassen, wenn die Ver-
spätung mit wichtigen Gründen entschuldigt wird.

Vierter Abschnitt: Die Adoption

Art. 264
1 Ein minderjähriges Kind darf adoptiert werden, wenn die adop-
tionswilligen Personen während mindestens eines Jahres für Pflege 
und Erziehung des Kindes gesorgt haben und nach den gesamten 
Umständen zu erwarten ist, die Begründung eines Kindesverhält-
nisses diene seinem Wohl, ohne andere Kinder dieser Personen in 
unbilliger Weise zurückzusetzen. 
2 Eine Adoption ist nur möglich, wenn die adoptionswilligen Per-
sonen aufgrund ihres Alters und ihrer persönlichen Verhältnisse 
für das Kind voraussichtlich bis zu dessen Volljährigkeit sorgen 
können.

Art. 264a
1 Ehegatten dürfen ein Kind gemeinschaftlich adoptieren, wenn 
sie seit mindestens drei Jahren einen gemeinsamen Haushalt füh-
ren und beide mindestens 28 Jahre alt sind.
2 Vom Mindestalter kann abgewichen werden, wenn dies zur 
Wahrung des Kindeswohls nötig ist. Die Ehegatten haben die Ab-
weichung zu begründen.

Art. 264b
1 Eine Person, die nicht verheiratet ist und nicht in eingetragener 
Partnerschaft lebt, darf ein Kind allein adoptieren, wenn sie min-
destens 28 Jahre alt ist.

III. Klagefrist

A. Adoption 
Minderjähriger
I. Allgemeine 
Voraussetzungen

II. Gemeinschaftliche 
Adoption

III. Einzeladoption
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2 Eine verheiratete Person, die mindestens 28 Jahre alt ist, darf ein 
Kind allein adoptieren, wenn der Ehegatte dauernd urteilsunfähig 
oder seit mehr als zwei Jahren mit unbekanntem Aufenthalt abwe-
send ist oder wenn die Ehe seit mehr als drei Jahren gerichtlich 
getrennt ist. 
3 Eine in eingetragener Partnerschaft lebende Person, die mindes-
tens 28 Jahre alt ist, darf ein Kind allein adoptieren, wenn ihre 
eingetragene Partnerin oder ihr eingetragener Partner dauernd 
urteilsunfähig oder seit mehr als zwei Jahren mit unbekanntem 
Aufenthalt abwesend ist.
4 Vom Mindestalter kann abgewichen werden, wenn dies zur 
Wahrung des Kindeswohls nötig ist. Die adoptionswillige Person 
hat die Abweichung zu begründen.

Art. 264c
1 Eine Person darf das Kind adoptieren, mit dessen Mutter oder 
Vater sie:

1. verheiratet ist;
2. in eingetragener Partnerschaft lebt;
3. eine faktische Lebensgemeinschaft führt.

2 Das Paar muss seit mindestens drei Jahren einen gemeinsamen 
Haushalt führen.
3 Personen in einer faktischen Lebensgemeinschaft dürfen weder 
verheiratet noch durch eine eingetragene Partnerschaft gebunden 
sein.

Art. 264d
1 Der Altersunterschied zwischen dem Kind und den adoptions-
willigen Personen darf nicht weniger als 16 Jahre und nicht mehr 
als 45 Jahre betragen. 
2 Davon kann abgewichen werden, wenn dies zur Wahrung des 
Kindeswohls nötig ist. Die adoptionswilligen Personen haben die 
Abweichung zu begründen.

Art. 265
1 Ist das Kind urteilsfähig, so bedarf die Adoption seiner Zustim-
mung.

IV. Stiefkindadoption

V. Altersunterschied

VI. Zustimmung des 
Kindes und der 

Kindesschutzbehörde
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2 Ist es bevormundet oder verbeiständet, so kann, auch wenn es 
urteilsfähig ist, die Adoption nur mit Zustimmung der Kindes-
schutzbehörde erfolgen.

Art. 265a
1 Die Adoption bedarf der Zustimmung des Vaters und der Mutter 
des Kindes.
2 Die Zustimmung ist bei der Kindesschutzbehörde am Wohnsitz 
oder Aufenthaltsort der Eltern oder des Kindes mündlich oder 
schriftlich zu erklären und im Protokoll vorzumerken.
3 Sie ist gültig, selbst wenn die adoptionswilligen Personen nicht 
genannt oder noch nicht bestimmt sind.

Art. 265b
1 Die Zustimmung darf nicht vor Ablauf von sechs Wochen seit 
der Geburt des Kindes erteilt werden.
2 Sie kann binnen sechs Wochen seit ihrer Entgegennahme wider-
rufen werden.
3 Wird sie nach einem Widerruf erneuert, so ist sie endgültig.

Art. 265c
Von der Zustimmung eines Elternteils kann abgesehen werden, 
wenn er unbekannt, mit unbekanntem Aufenthalt länger abwesend 
oder dauernd urteilsunfähig ist.

Art. 265d
1 Wird das Kind adoptionswilligen Personen zum Zweck der spä-
teren Adoption anvertraut und fehlt die Zustimmung eines Eltern-
teils, so entscheidet die Kindesschutzbehörde am Wohnsitz des 
Kindes auf Gesuch der mit der Vormundschaft oder Beistandschaft 
betrauten Person, einer Vermittlungsstelle oder der adoptionswil-
ligen Personen und in der Regel vorgängig, ob von dieser Zustim-
mung abgesehen werden kann.
2 In den andern Fällen ist hierüber anlässlich der Adoption zu 
entscheiden.
3 … Aufgehoben

VII. Zustimmung der Eltern

1. Form

2. Zeitpunkt

3. Absehen von der 
Zustimmung

a. Voraussetzungen

b. Entscheid
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Art. 266
1 Eine volljährige Person darf adoptiert werden, wenn:

1. sie aus körperlichen, geistigen oder psychischen Gründen 
dauernd hilfsbedürftig ist und die adoptionswilligen Perso-
nen ihr während mindestens eines Jahres Pflege erwiesen 
haben;

2. die adoptionswilligen Personen ihr während ihrer Minder-
jährigkeit mindestens ein Jahr lang Pflege und Erziehung 
erwiesen haben; oder

3. andere wichtige Gründe vorliegen und sie während mindes-
tens eines Jahres mit den adoptionswilligen Personen im 
gleichen Haushalt gelebt hat. 

2 Im Übrigen sind die Bestimmungen über die Adoption Minder-
jähriger sinngemäss anwendbar; ausgenommen davon ist die Be-
stimmung über die Zustimmung der Eltern.

Art. 267
1 Das Adoptivkind erhält die Rechtsstellung eines Kindes der ad-
optierenden Personen. 
2 Das bisherige Kindesverhältnis erlischt.
3 Das Kindesverhältnis erlischt nicht zum Elternteil, der mit der 
adoptierenden Person:

1. verheiratet ist; 
2. in eingetragener Partnerschaft lebt;
3. eine faktische Lebensgemeinschaft führt.

Art. 267a
1 Bei der gemeinschaftlichen Adoption und bei der Einzeladopti-
on kann dem minderjährigen Kind ein neuer Vorname gegeben 
werden, wenn achtenswerte Gründe vorliegen. Vorher wird das 
Kind durch die zuständige Behörde oder eine beauftragte Drittper-
son in geeigneter Weise persönlich angehört, sofern sein Alter oder 
andere wichtige Gründe nicht dagegen sprechen. Ist das Kind min-
destens zwölf Jahre alt, so bedarf die Änderung seiner Zustim-
mung.
2 Der Name des Kindes bestimmt sich nach den Bestimmungen 
über die Wirkungen des Kindesverhältnisses. Diese gelten bei der 

B. Adoption einer 
volljährigen Person

C. Wirkungen

I. Im Allgemeinen

II. Name
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Adoption des Kindes durch die eingetragene Partnerin seiner Mut-
ter oder den eingetragenen Partner seines Vaters sinngemäss.
3 Die zuständige Behörde kann einer zu adoptierenden volljähri-
gen Person die Weiterführung des bisherigen Namens bewilligen, 
wenn achtenswerte Gründe vorliegen.
4 Die Namensänderung einer zu adoptierenden volljährigen Per-
son hat keine Auswirkungen auf die Namensführung von Perso-
nen, deren Name sich aus dem bisherigen Namen der zu adoptie-
renden Person ableitet, es sei denn, diese stimmen einer 
Namensänderung ausdrücklich zu.

Art. 267b
Das Bürgerrecht des minderjährigen Kindes bestimmt sich nach 
den Bestimmungen über die Wirkungen des Kindesverhältnisses.

Art. 268
1 Die Adoption wird von der zuständigen kantonalen Behörde am 
Wohnsitz der Adoptiveltern ausgesprochen.
2 Die Adoptionsvoraussetzungen müssen bereits bei der Einrei-
chung des Gesuchs erfüllt sein.
3 Ist das Gesuch eingereicht, so hindert Tod oder Eintritt der Ur-
teilsunfähigkeit der adoptierenden Person die Adoption nicht, so-
fern die anderen Voraussetzungen weiterhin erfüllt sind.
4 Wird das Kind nach Einreichung des Gesuchs volljährig, so blei-
ben die Bestimmungen über die Adoption Minderjähriger an-
wendbar, wenn deren Voraussetzungen vorher erfüllt waren.
5 Der Adoptionsentscheid enthält alle für die Eintragung in das 
Personenstandsregister erforderlichen Angaben betreffend den 
Vornamen, den Namen und das Bürgerrecht der adoptierten Per-
son.

Art. 268a
1 Die Adoption darf erst nach umfassender Untersuchung aller 
wesentlichen Umstände, nötigenfalls unter Beizug von Sachver-
ständigen, ausgesprochen werden.
2 Namentlich sind die Persönlichkeit und die Gesundheit der ad-
optionswilligen Personen und des Kindes, ihre gegenseitige Bezie-
hung, die erzieherische Eignung, die wirtschaftliche Lage, die Be-

III. Bürgerrecht

D. Verfahren

I. Im Allgemeinen

II. Untersuchung
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weggründe und die Familienverhältnisse der adoptionswilligen 
Personen sowie die Entwicklung des Pflegeverhältnisses abzuklä-
ren.
3 … Aufgehoben

Art. 268abis 
1 Das Kind wird durch die für das Adoptionsverfahren zuständige 
kantonale Behörde oder durch eine beauftragte Drittperson in ge-
eigneter Weise persönlich angehört, sofern sein Alter oder andere 
wichtige Gründe nicht dagegen sprechen.
2 Über die Anhörung ist Protokoll zu führen.
3 Das urteilsfähige Kind kann die Verweigerung der Anhörung 
mit Beschwerde anfechten.

Art. 268ater 

1 Die für das Adoptionsverfahren zuständige kantonale Behörde 
ordnet wenn nötig die Vertretung des Kindes an und bezeichnet als 
Vertretung eine in fürsorgerischen und rechtlichen Fragen erfah-
rene Person. 
2 Stellt das urteilsfähige Kind Antrag auf eine Vertretung, so ist 
diese anzuordnen. 
3 Das urteilsfähige Kind kann die Nichtanordnung mit Beschwer-
de anfechten.

Art. 268aquater 

1 Haben die adoptionswilligen Personen Nachkommen, so ist de-
ren Einstellung zur Adoption zu würdigen. 
2 Vor der Adoption einer volljährigen Person zusätzlich zu würdi-
gen ist die Einstellung:

1. des Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin oder des 
eingetragenen Partners der zu adoptierenden Person;

2. der leiblichen Eltern der zu adoptierenden Person; und
3. der Nachkommen der zu adoptierenden Person, sofern nicht 

ihr Alter oder andere wichtige Gründe dagegen sprechen.
3 Der Adoptionsentscheid ist diesen Personen, sofern möglich, 
mitzuteilen.

III. Anhörung des Kindes

IV. Vertretung des Kindes

V. Würdigung der 
Einstellung von 

Angehörigen
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Art. 268b
1 Das Adoptivkind und die Adoptiveltern haben Anspruch auf 
Wahrung des Adoptionsgeheimnisses.
2 Identifizierende Informationen über das minderjährige Kind 
oder über seine Adoptiveltern dürfen den leiblichen Eltern nur be-
kannt gegeben werden, wenn das Kind urteilsfähig ist und die Ad-
optiveltern sowie das Kind der Bekanntgabe zugestimmt haben.
3 Identifizierende Informationen über das volljährige Kind dürfen 
den leiblichen Eltern sowie deren direkten Nachkommen bekannt 
gegeben werden, wenn das Kind der Bekanntgabe zugestimmt hat.

Art. 268c
1 Die Adoptiveltern haben das Kind entsprechend seinem Alter 
und seiner Reife über die Tatsache seiner Adoption in Kenntnis zu 
setzen.
2 Das minderjährige Kind hat Anspruch auf Auskunft über seine 
leiblichen Eltern, soweit dadurch keine Rückschlüsse auf deren 
Identität möglich sind. Identifizierende Informationen erhält es 
nur, wenn es ein schutzwürdiges Interesse nachweisen kann. 
3 Das volljährige Kind kann jederzeit verlangen, dass ihm die Per-
sonalien seiner leiblichen Eltern und weitere Informationen über 
diese bekannt gegeben werden. Ausserdem kann es verlangen, dass 
ihm Informationen über direkte Nachkommen seiner leiblichen 
Eltern bekannt gegeben werden, wenn die Nachkommen volljährig 
sind und der Bekanntgabe zugestimmt haben.

Art. 268d
1 Auskunft über die leiblichen Eltern, über deren direkte Nach-
kommen sowie über das Kind erteilt die für das Adoptionsverfah-
ren zuständige kantonale Behörde.
2 Die Behörde informiert die vom Auskunftsgesuch betroffene 
Person über das Gesuch und holt, wo nötig, deren Zustimmung zur 
Kontaktaufnahme mit der gesuchstellenden Person ein. Sie kann 
diese Aufgaben an einen spezialisierten Suchdienst übertragen.
3 Lehnt die vom Auskunftsgesuch betroffene Person den persönli-
chen Kontakt ab, so informiert die Behörde oder der beauftragte 
Suchdienst die gesuchstellende Person darüber und macht diese 

Dbis.Adoptionsgeheimnis

Dter. Auskunft über die 
Adoption und die 
leiblichen Eltern und 
deren Nachkommen

Dquater. Kantonale 
Auskunftsstelle und 
Suchdienste
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auf die Persönlichkeitsrechte der vom Auskunftsgesuch betroffe-
nen Person aufmerksam.
4 Die Kantone bezeichnen eine Stelle, welche die leiblichen Eltern, 
deren direkte Nachkommen sowie das Kind auf Wunsch beratend 
unterstützt.

Art. 268e
1 Die Adoptiveltern und die leiblichen Eltern können vereinbaren, 
dass den leiblichen Eltern ein Anspruch auf angemessenen persön-
lichen Verkehr mit dem minderjährigen Kind eingeräumt wird. 
Diese Vereinbarung sowie ihre Änderung sind der Kindesschutz-
behörde am Wohnsitz des Kindes zur Genehmigung zu unterbrei-
ten. Die Kindesschutzbehörde oder eine beauftragte Drittperson 
hört das Kind vor dem Entscheid in geeigneter Weise persönlich 
an, sofern dessen Alter oder andere wichtige Gründe nicht dagegen 
sprechen. Ist das Kind urteilsfähig, so bedarf die Vereinbarung 
seiner Zustimmung.
2 Ist das Kindeswohl gefährdet oder besteht Uneinigkeit über die 
Umsetzung der Vereinbarung, so entscheidet die Kindesschutzbe-
hörde.
3 Das Kind kann den Kontakt zu den leiblichen Eltern jederzeit 
verweigern. Gegen seinen Willen dürfen die Adoptiveltern auch 
keine Informationen an die leiblichen Eltern weitergeben.

Art. 269
1 Ist eine Zustimmung ohne gesetzlichen Grund nicht eingeholt 
worden, so können die Zustimmungsberechtigten die Adoption 
beim Gericht anfechten, sofern dadurch das Wohl des Kindes nicht 
ernstlich beeinträchtigt wird.
2 Den Eltern steht diese Klage jedoch nicht zu, wenn sie den Ent-
scheid ans Bundesgericht weiterziehen können.

Art. 269a
1 Leidet die Adoption an anderen schwerwiegenden Mängeln, so 
kann jedermann, der ein Interesse hat, namentlich auch die Hei-
mat- oder Wohnsitzgemeinde, sie anfechten.

Dquinquies. Persönlicher 
Verkehr mit den leiblichen 

Eltern

E. Anfechtung

I. Gründe

1. Fehlen der Zustimmung

2. Andere Mängel
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